
amt der nö landesregierung 
abteilung gesamtverkehrsangelegenheiten
adresse » 3109 st. pölten, landhausplatz 1
telefon » 02742 9005 149 73
fax » 02742 9005 149 50
internet » www.noe.gv.at

Gedruckt nach der Richtlinie
„Schadstoffarme Druckerzeugnisse“ des 

Österreichischen Umweltzeichens.
gugler cross media, Melk; UWZ 609

amt der nö landesregierung 
abteilung gesamtverkehrsangelegenheiten

die umweltberatung

gender mainstreaming
und mobilität 

in niederösterreich

heft 22

"die umweltberatung"
adresse » 3109 st. pölten 
wiener straße 54/Stiege A /2. OG
telefon » 02742 718 29
fax » 02742 718 29-120
internet » www.umweltberatung.at





amt der nö landesregierung �
abteilung gesamtverkehrsangelegenheiten

die umweltberatung

gender mainstreaming 
und mobilität 

in niederösterreich

Verwendete Acrobat Distiller 6.0.1 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v2.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Sie können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 6.0.x unter www.impressed.de herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Komprimierung auf Objektebene: Aus
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 1200 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Standardpapierformat:
     Breite: 208.25 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Durchschnittl. Neuberechnung auf 72 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 73 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Mittel
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Durchschnittl. Neuberechnung auf 72 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 73 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Mittel
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Durchschnittl. Neuberechnung auf 72 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 74 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Warnen und weiter
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Nein
     Transferfunktionen: Beibehalten
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Ja
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Nein
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Nein
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja
          EPS-Info von DSC beibehalten: Nein
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja

PDF/X --------------------------------------------
PDF/X-Berichterstellung und Kompatibilität:
     PDF/X-1a: Nein
     PDF/X-3: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 6010
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Nein
Bildspeicher: 524288 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de



2

VORWORT . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .3

ZUSAMMENFASSUNG. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .4

1  EINLEITUNG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .6

2  DIE STRATEGIE GENDER MAINSTREAMING  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .8

 2.1  Gender Mainstreaming und Frauenförderung – ein dualer Ansatz . . . . . . . . . . 10

 2.2  Woher kommt die Strategie Gender Mainstreaming?  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11 

 2.3  Gender Mainstreaming in Österreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .12

 2.4  Gender Mainstreaming in Niederösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .13

3 MOBILITÄT UND GENDERPERSPEKTIVE . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .16

 3.1  Einstieg  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .16

 3.2  Mobilitätserhebung in Niederösterreich 2003  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .19

 3.3  Resümee der Mobilitätserhebung aus der Genderperspektive  . . . . . . . . . . . . . . . 41

4   GOOD PRACTICE BEISPIELE – 

 MOBILITÄT UND GENDER MAINSTREAMING  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .42

 4.1  Bahnhofplatz Bern – Fachfrauen gestalten mit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 43

 4.2  Pedibus – Der Autobus auf Füßen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 47

 4.3  In die Schule gehe ich alleine  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .49

 4.4  Belange von Frauen im Niedersächsischen Nahverkehrsgesetz 

  und im Nahverkehrsplan Region Hannover. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .5 1

 4.5  Sicher mit Bus und Bahn unterwegs. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .54

 4.6  Bedarfsgesteuerte Verkehrssysteme in Niederösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .56

 4.7  Resümee der good practice Recherche  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .59

5 RAHMENBEDINGUNGEN, UM GENDER MAINSTREAMING IN DER 

 VERKEHRSPLANUNG UMZUSETZEN . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 60

 5.1  Verwaltung des Landes NÖ. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .61

 5.2  Zusammenarbeit zwischen Land NÖ und den Gemeinden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .61

 5.3  Zusammenarbeit von Land NÖ als Auftraggeber und PlanerInnen 

  als AuftragnehmerInnen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .62

 5.4  Ausblick. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .63

6  ANHANG   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 64

Inhalt



3

Gender Mainstreaming als Chancen-

gleichheit für Frauen und Männer, so-

ziale Randgruppen und benachteiligte 

Menschen ist in der niederösterreichi-

schen Landespolitik fest verankert. 

Allein schon im Sinne unserer sozialen 

Verantwortung wurden diese Themen 

bislang in vielen Bereichen berücksich-

tigt. Darüber hinaus wird versucht, den 

Gedanken des Gender Mainstraming 

auch dort einzubringen, wo es bisher 

wenig Spielraum für Veränderungen 

gab. Das Thema Mobilität und Verkehr, 

das bereits durch das NÖ Landesver-

kehrskonzept umfassend behandelt 

wurde, mit dem Gender Mainstreaming 

zu verknüpfen, ist neu. Neu in Nie-

derösterreich, aber auch erstmalig im 

gesamten deutschsprachigen Raum. 

Im vorliegenden Heft zur Schriftenreihe 

des NÖ Landesverkehrskonzepts wird 

den Unterschieden der Mobilität von 

Frauen und Männern nachgegangen. 

Wie kann eine gendergemäße Verkehrs-

planung funktionieren, um den Verkehr 

zu optimieren und die negativen Um-

weltfolgen zu vermindern? Wo kann die 

Strategie des Gender Mainstreaming 

sinnvoll ansetzen? Das Ziel für diese 

Arbeit war es, die Aspekte aufzuzeigen 

und konkrete Handlungsweisen anzu-

bieten. Dabei werden positive Beispiele 

aus Niederösterreich, Österreich und 

den Nachbarländern vorgestellt. Als 

Landeshauptmann freut es mich be-

sonders, dass auch einige erfolgrei-

che Projekte aus Niederösterreich als 

„best practice“-Vorbilder genannt wer-

den. Ich gratuliere herzlich zu dieser 

Initiative. Sie ist ein weiterer Beitrag 

zu mehr Chancengleichheit für Frauen 

und Männer.

Herzlichst,

Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll

vorwort
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zusammenfassung

tet, dass die geschlechtsspezifische 

Arbeitsteilung mit den strukturellen 

Rollenzuweisungen von Erwerbstäti-

genrolle bzw. Versorgungs-, Haus- und 

Reproduktionsarbeit nach den Ge-

schlechtern, immer Einfluss auf die 

Mobilität von Menschen hat. Je nach-

dem wie der Alltag einer Person - einer 

Frau, eines Mannes - organisiert ist, 

welche Arbeiten und Tätigkeiten eine 

Person im Alltag zu erledigen hat, gibt 

es Unterschiede bei den Wegen, der 

Verkehrsmittelwahl und der Fortbe-

wegungsart. Dies lässt sich besonders 

erkennen an der Anzahl der mitfah-

renden Frauen an Werktagen und an 

Sonn- und Feiertage (siehe Modal Split 

- werktags, Abbildung Nr. 24 und Modal 

Split - Wochenende, Abbildung Nr. 26). 

Die geschlechtsspezifischen Auswer-

tungen der Mobilitätserhebung NÖ aus 

dem Jahr 2003 haben spannende De-

tails ergeben:

• Je jünger die Niederösterreicher-

Innen, desto ausgeglichener ist das 

Verhältnis des Führerscheinbesitzes 

zwischen Frauen und Männern.

• Frauen und Männer sind von der An-

zahl der Wege her gleich mobil.

• Männer legen längere Wege zurück 

als Frauen. 50 % aller Wege in NÖ 

sind unter 5 Kilometer. 

• Der Öffentliche Verkehr wird von 

Frauen und Männern gleichermaßen 

benutzt.

Die kurzen Wege finden in der Ver-

kehrsplanung zu wenig Rücksicht. Hier 

kann eine Normierung der Planungs-

In unserer Gesellschaft, in der Frauen 

und Männer unterschiedliche Positio-

nen haben und unterschiedliche Rollen 

zugeordnet bekommen, gibt es keine 

„geschlechtsneutrale“ Perspektive. Ei-

ne Frau oder ein Mann zu sein ist aus-

schlaggebend dafür, welchen Platz wir 

in der Gesellschaft zu welchen Bedin-

gungen einnehmen können. 

Diese unterschiedlichen Bedingun-

gen stehen im Zentrum von Gender 

Mainstreaming. Im Jahr 2002 hat der 

niederösterreichische Landtag den 

Beschluss gefasst, Gender Mainstrea-

ming als Querschnittsaufgabe für alle 

Bereiche der Landespolitik als verbind-

liches Leitziel zu verankern. Somit sind 

Politik und Verwaltung aufgefordert, 

sich in allen Arbeitsbereichen - auch in 

Fragen der Verkehrsplanung und deren 

Umsetzung - konkret mit der Strategie 

Gender Mainstreaming und dem The-

ma Chancengleichheit auseinander zu 

setzen.

Wesentlich bei der Umsetzung von 

Gender Mainstreaming in der Verkehrs-

planung ist, dass sich die handelnden 

Personen in der Verkehrsplanung mit 

den (eigenen) Geschlechterrollen und 

Geschlechterzuschreibungen auseinan-

der setzen. Damit kann die Umsetzung 

der Strategie Gender Mainstreaming 

bei den VerkehrsplanerInnen selbst-

verständlich in die Praxis einfließen, 

die dann deren Umsetzung und damit 

Veränderungsprozesse zur Herstellung 

von Chancengleichheit und Geschlech-

terdemokratie bewirken zu können. 

Mobilität ist immer eingebettet in die 

bestehenden Geschlechterverhältnis-

se unserer Gesellschaft. Das bedeu-
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prozesse möglicherweise eine qualita-

tive Verbesserung der lokalen (kurzen) 

Wege bringen. 

Die Arbeit an der Broschüre hat deut-

lich gezeigt, dass in den gängigen 

verkehrsplanerischen Erhebungen die 

kurzen Wege und die komplexen We-

geketten nicht entsprechend erhoben 

werden. Somit fehlen grundlegende 

Daten in diesem Bereich und ergeben 

keinen Aufschluss über den Gesamtar-

beitsalltag von Frauen und Männern.

Foto 1
Bei den bis zu 34-jähri-
gen gibt es keinen 
geschlechtsspezifischen 
Unterschied beim 
Führerscheinbesitz.



Was steckt hinter dem Begriff „Gender 

Mainstreaming“ und welche Rahmen-

bedingungen sind notwendig, um Gen-

der Mainstreaming erfolgreich in der 

Verkehrsplanung umzusetzen? Diesen 

Fragestellungen wird im Rahmen der 

vorliegenden Broschüre nachgegangen. 

Die unterschiedlichen Bedingungen, die 

Frauen und Männer in der Gesellschaft 

vorfinden, stehen im Zentrum von Gen-

der Mainstreaming. Im Jahr 2002 hat 

der niederösterreichische Landtag den 

Beschluss gefasst, Gender Mainstrea-

ming als Querschnittsaufgabe für alle 

Bereiche der Landespolitik als ver-

bindliches Leitziel zu verankern. Die 

Mitglieder der Landesregierung haben 

sich mit Beschluss vom 9. März 2004 

dazu bekannt, Gender Mainstreaming 

als verbindliches Leitprinzip der Nie-

derösterreichischen Landespolitik in 

allen Bereichen der Landesverwaltung 

umzusetzen. Um dieses Ziel zu errei-

chen, wurde ein Arbeitskreis Gender 

Mainstreaming eingerichtet. Somit 

sind Politik und Verwaltung aufgefor-

dert, sich in allen Arbeitsbereichen 

- auch in Verkehrsplanungsfragen und 

deren Umsetzung - konkret mit der 

Strategie Gender Mainstreaming und 

dem Thema Chancengleichheit ausein-

ander zu setzen. Für eine erfolgreiche 

Umsetzung bedarf es klar formulierter 

Rahmenbedingungen seitens des Lan-

des Niederösterreich und seitens der 

Gemeinden.

Die Ergebnisse der im Jahr 2003 in 

Niederösterreich durchgeführten Mo-

bilitätsbefragung1 werden im Rahmen 

der vorliegenden Broschüre mit ei-

nem geschlechtsspezifischen Blick 

betrachtet. Wie stellt sich das Mobili-

tätsverhalten von Frauen und Männern 

dar? Mit welchen Verkehrsmitteln sind 

Frauen und Männer unterwegs? Wel-

che unterschiedlichen Wege werden 

zurückgelegt? Wie hoch ist der Motori-

sierungsgrad der NiederösterreicherIn-

nen? Die unterschiedlichen Alltage und 

Alltagswege von Frauen und Männern 

ziehen unterschiedliche Ansprüche an 

die Verkehrsplanung des Landes Nie-

derösterreich nach sich - die Strategie 

Gender Mainstreaming setzt hier an.

Einige good practice Beispiele aus dem 

Bereich der geschlechtsspezifischen 

Verkehrsplanung und Mobilität aus Ös-

terreich und den deutschsprachigen 

Nachbarländern zeigen auf, welche 

Ideen bereits international realisiert 

wurden und sollen zugleich zum Nach-

ahmen anregen. 

Die Broschüre liefert einen fundier-

ten Einstieg in die politische Strate-

gie Gender Mainstreaming. Erstmals 

im deutschsprachigen Raum wird die 

Strategie Gender Mainstreaming mit 

dem Thema Verkehrsplanung in Ver-

bindung gebracht und es werden kon-

krete Handlungsfelder aufgezeigt.

1einleitung

1  Zu diesem Thema sei auf das Heft 21 der Schriften-
reihe Niederösterreichisches Verkehrskonzept 
„Mobilität in NÖ Ergebnisse der landesweiten Mobi-
litätserhebung 2003“ verwiesen.

6
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Was bedeutet „gender“? 
Die englische Sprache kennt Unterscheidungen, die in der deutschen Sprache nicht in 

gleicher Weise erfasst sind: Es gibt im Englischen den Begriff „sex“ für die biologisch 

definierten Aspekte des Geschlechts und einen Begriff für die sozialen und kulturell de-

finierten Aspekte des Geschlechts in dem Wort „gender“. Gender meint das soziale Ge-

schlecht, also gesellschaftlich und kulturell geprägte Rollen, Rechte, Pflichten, Ressour-

cen und Interessen von Frauen und Männern. Geschlechterrollen können sich im Laufe der 

Zeit, sowohl in der eigenen Lebenszeit als auch im Laufe der Geschichte, ändern und sind 

innerhalb und zwischen den Kulturen unterschiedlich.

Die englischen Begriffe „sex“ und „gender“ machen somit deutlich, dass unter „Geschlecht“ 

neben dem biologischen Geschlecht auch immer das soziale und kulturelle Geschlecht mit 

allen Zuschreibungen verstanden wird. Geschlechtsspezifische Zuschreibungen finden 

wir viele in unserer Gesellschaft: „Mädchen sind feige.“, „Buben sind stark.“, „Hausarbeit 

ist Frauensache.“, „Die Technik ist Männersache.“ 

Eine genaue Übertragung des Begriffs „gender“ ins Deutsche ist in einem einzigen Wort 

nicht möglich, daher wird auch in der deutschen Literatur zu „Geschlecht“ der Begriff 

„gender“ verwendet. 

Was bedeutet „Gender Mainstreaming“?
Mainstreaming bedeutet ein bestimmtes Thema – hier eben „Gender“ – in den Hauptstrom 

zu bringen, es zu einem Querschnittsthema für viele zu machen. 

Gender Mainstreaming untersucht, wie das Sex/Gender Konstrukt sich auf weiblich und 

männlich sozialisierte Personen auswirkt. Alter, Behinderung, Herkunft, Klasse, kulturel-

le Identität, sexuelle Identität werden berücksichtigt. Gender Mainstreaming bedeutet, 

diese unterschiedlichen Ausgangssituationen der Geschlechter so in den politischen Pro-

zess einzubringen, dass die spezifischen Merkmale, Interessen und Wertvorstellungen 

aller Geschlechter berücksichtigt werden.

Was bedeutet Chancengleichheit?
Chancengleichheit bezeichnet in modernen Gesellschaften das Recht auf eine gerechte 

Verteilung von gesellschaftlichen Reichtümern. Dazu gehört insbesondere das Verbot 

von Diskriminierung, beispielsweise aufgrund des Geschlechtes, der Religion oder der 

Herkunft, das in den Menschenrechten festgeschrieben ist. Zieldefinition für die Errei-

chung einer Chancengleichheit von Frauen und Männern lautet: Gleiche Chancen von 

Frauen und Männern im Zugang zu Ressourcen, Beteiligung und Entscheidungsmacht. In 

der exakten Definition ist echte Chancengleichheit jener Zustand, in dem die Gleichstel-

lung bereits verwirklicht ist. 

Was bedeutet Gleichstellung von Frauen und Männern?
Ziel der Gleichstellung ist eine Situation, in der alle Mitglieder einer Gesellschaft ihre 

persönlichen Fähigkeiten frei entwickeln und entfalten können, ohne durch geschlechtsspe-

zifische Rollenmuster eingeschränkt zu werden. Die unterschiedlichen Verhaltensweisen 

und Bedürfnisse von Frauen werden in der gleichen Weise berücksichtigt, anerkannt und 

gefördert wie jene der Männer. 



8

Gender Mainstreaming ist eine politi-

sche Strategie und bringt die Perspekti-

ve der Geschlechterverhältnisse in alle 

Entscheidungsprozesse. Somit werden 

alle politischen Entscheidungsprozesse 

für die Gleichstellung aller Geschlech-

ter nutzbar gemacht und führen zu 

einer Veränderung der Geschlechter-

verhältnisse. Gender Mainstreaming 

hat das Ziel, Ungleichheitsstrukturen 

zu beseitigen, Geschlechterdemokratie 

und Chancengleichheit zu erreichen. 

Gender Mainstreaming betrifft poli-

tische Konzepte im Allgemeinen und 

zielt darauf ab, dass bei der Planung 

politischer Strategien die Interessen, 

Wertvorstellungen aller Geschlechter 

und deren Diversitäten (Unterschiede 

hinsichtlich Alter, Bildung, sozialer La-

ge, sexueller Orientierung etc.) berück-

sichtigt werden. Bei jedem (politischen) 

Handeln ist zu hinterfragen, welche 

Auswirkungen die geplante bzw. rea-

lisierte Politik auf die Erreichung des 

Zieles Geschlechterdemokratie hat. 

Der Europarat in Straßburg hat im Jahr 

1998 folgende Definition aufgestellt: 

„Gender Mainstreaming besteht in der 

(Re-) Organisation, Verbesserung, Ent-

wicklung und Evaluierung politischer 

Prozesse mit dem Ziel, eine geschlech-

terbezogene Sichtweise in alle politi-

schen Konzepte auf allen Ebenen und 

in alle Phasen durch alle an politischen 

Entscheidungen beteiligten Akteure [und 

Akteurinnen] einzubeziehen.“ 

Gender Mainstreaming betrifft dem-

nach immer Frauen und Männer, die 

an der Entwicklung, Gestaltung, Um-

setzung und Evaluierung politischer 

Konzepte beteiligt sind. Es ist eine 

Querschnittsaufgabe, die sämtliche Tä-

tigkeitsbereiche und politischen Hand-

lungsfelder berührt.

„Gender Mainstreaming als Strategie er-
fordert nicht nur die unterschiedlichen 
geschlechtsbezogenen Bedürfnisse bei 
Entscheidungen zu berücksichtigen, 
sondern auch die Beteiligung von Frauen 
in Entscheidungspositionen zu fördern. 
Nach wie vor sind Frauen in Führungs-
ebenen und Entscheidungsgremien zu 
wenig vertreten. Ihre Vorstellungen und 
Bedürfnisse werden daher nicht im er-
forderlichen Maße durchgesetzt. Ihre 
Qualifikationen und Erfahrungen können 
in Entscheidungen nicht einfließen.“ 
(Johanna Mikl-Leitner, Landesrätin für 
Generationen und EU-Erweiterung, Land 
Niederösterreich) 

„Ein gleichgestelltes Zusammenleben 
von Frauen und Männern ist meine Visi-
on von Gender Mainstreaming.“ 
(Maria Rigler, Leiterin des Frauenrefe-
rats, Land Niederösterreich)

Die Strategie Gender Mainstreaming 

ist auf Organisationen zugeschnitten, 

die Politik gestalten und die in ihren 

Handlungsfeldern bisher Geschlech-

terverhältnisse kaum oder gar nicht 

berücksichtigt haben. Die Umsetzung 

macht die Strategie Gender Mainstre-

aming zu einem frauen- und geschlech-

terpolitischen Instrument. So werden 

die formulierten Gleichstellungsziele 

erreicht. 

Gender Mainstreaming ernst nehmen 

bedeutet, dass der grundsatzpolitische 

Prozess neu organisiert werden muss, 

damit die politischen AkteurInnen wis-

sen, was Gleichstellung bedeutet und 

die strategie 
gender mainstreaming2

Foto 2
Die Umsetzung von 

Gender Mainstreaming 
berücksichtigt alle 

Geschlechter. 
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Zum besseren Verständnis kann ein 

Vergleich dienen: Fragt man, welches 

Prinzip bereits heute alle Entschei-

dungsprozesse von Organisationen 

prägt und sich wie ein roter Faden 

durch die Organisationen zieht, so 

stößt man auf das Kriterium der 

Ökonomie, also die Frage nach der 

Wirtschaftlichkeit. Am Beispiel des 

Kostendenkens in der Verwaltung 

kann deutlich gemacht werden, wie 

das Gender Mainstreaming-Prinzip 

funktioniert: Genauso, wie in einer 

Verwaltung die Frage nach den Kos-

ten in allen Entscheidungsprozessen 

eine erhebliche Rolle spielt, wird 

bei konsequenter Anwendung der 

Strategie Gender Mainstreaming 

die Frage nach den Geschlechter-

verhältnissen Bedeutung gewinnen. 

Geschlechterfragen werden zum in-

tegralen Bestandteil des Denkens, 

Entscheidens und Handelns aller 

Beteiligten.

„Gender Mainstreaming muss schon bei 
der Projektplanung beginnen, z. B. sollten 
beide Geschlechter in den Projektteams 
angemessen vertreten sein und es muss 
mit Gendersensibilität an der Projekt-
durchführung gearbeitet werden.“
(Nathalie Herren, Stadtplanungsamt Bern,
 Schweiz)

„Gender Mainstreaming ist eine Kernauf-
gabe der öffentlichen Hand und benö-
tigt neue Planungsabläufe und Planungs-
strukturen.“ 
(Gisela Vollmer, Raumplanerin Bern, Schweiz)

wie sie eine Gleichstellungsperspektive 

einbringen können. In den grundsatz-

politischen Prozess wird Fachwissen zu 

Gender und Frauenpolitik einbezogen, 

in dem man von allen politischen Ent-

scheidungsträgerInnen im Rahmen der 

normalen Anforderungen Kenntnisse 

in Gleichstellungs- und Genderfragen 

erwarten und verlangen kann. 

Gender Mainstreaming ist der Auftrag

 

•  an die Spitze der Verwaltung, 

einer Organisation, eines Unter-

nehmens und

•  an alle Beschäftigten, 

die unterschiedlichen Interessen 

und Lebenssituationen von Frauen 

und Männern

•  in den Strukturen, 

•  in der Gestaltung von Prozessen 

und Arbeitsabläufen, 

•  in den Ergebnissen und Produkten, 

•  in der Kommunikation und Öffent-

lichkeitsarbeit, 

•  in der Steuerung (Controlling)

von vornherein zu berücksichtigen, 

um das Ziel der Gleichstellung von 

Frauen und Männern effektiv ver-

wirklichen zu können.

(vgl. Bundesministerium für Familie, 

Senioren und Frauen: 2002)
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2.1. Gender Mainstreaming und Frauenförderung 
- ein dualer Ansatz

•  Frauenförderung zielt direkt auf die 

Aufhebung von bestehenden Un-

gleichheiten ab und erarbeitet eher 

kurzfristig wirkende Maßnahmen.

• Gender Mainstreaming zielt auf die 

Rahmenbedingungen und Struktu-

ren, die Ungleichheit hervorbringen, 

ab und wirkt eher langfristig und we-

niger direkt.

Ein Beispiel

Können Frauen derzeit wegen Betreu-

ungspflichten ein Jobangebot nicht an-

nehmen, zielt Frauenförderung darauf 

ab, die Angebote an flexiblen Arbeitszei-

ten und Teilzeitmodellen auszuweiten. 

Gender Mainstreaming will erreichen, 

dass auch mehr Männer von diesen 

Angeboten Gebrauch machen und dass 

die ungleiche Verteilung der Betreu-

ungspflichten zwischen Frauen und 

Männern verändert wird.

„Frauenförderung und Gender Main-
streaming müssen parallel erfolgen. Es 
gibt noch immer einen Aufholbedarf bei 
Frauenanliegen. Gender Mainstreaming 
setzt sich mit Strukturen auseinander 
und bringt auch mehr Frauen in Ent-
scheidungs- und Schlüsselpositionen.“ 
(Maria Rigler, Leiterin des Frauenrefe-
rats, Land Niederösterreich)

Gender Mainstreaming und Frauenför-

derung sind als Doppelstrategie, als 

dualer Ansatz zu begreifen. Gender 

Mainstreaming darf nicht als Rechtfer-

tigung für die Abschaffung spezieller 

Gleichberechtigungsmaßnahmen be-

nutzt werden. 

„Während Frauenförderung quasi die 
„Aufholarbeit“ für bestehende Ungleich-
heiten macht, die es nach wie vor gibt, 
zielt Gender Mainstreaming darauf ab, 
diese Ungleichheiten von vornherein gar 
nicht zuzulassen. Dazu ist es wichtig, 
dass im jeweiligen Bereich, sei es in der 
Wirtschaft, im Verkehrswesen oder in 
der Arbeitsmarktpolitik diese Ungleich-
heiten auch sichtbar werden. Basis da-
für ist daher geschlechtsspezifisch auf-
geschlüsseltes Datenmaterial, das die 
reale Situation widerspiegelt.“ 
(Johanna Mikl-Leitner, Landesrätin für 
Generationen und EU-Erweiterung, Land 
Niederösterreich) 

Foto 3
Gleiche Rahmen-
bedingungen für 

Männer und Frauen
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Gender Mainstreaming wurde als Be-

griff nicht erst bei der Weltfrauenkon-

ferenz in Peking 1995 geboren, wo der 

Begriff erstmals internationale Auf-

merksamkeit erreichte, sondern war 

bereits in den 1960er Jahren Thema 

im Zusammenhang mit der steigen-

den Bedeutung der Rolle der Frau in 

der Gesellschaft bei Anliegen struktu-

reller Veränderungen in der Entwick-

lungszusammenarbeit. In den 1980er 

Jahren erreichte die Forderung nach 

Einbeziehung der Frauenperspektive in 

alle politischen Ebenen in der Entwick-

lungszusammenarbeit auch die Öffent-

lichkeit. Die Perspektive der Frauen 

wurde anerkannter Standard in Analy-

sen und in daraus folgenden Maßnah-

men. Die Kommission der Vereinten 

Nationen über die Rechte der Frauen 

(UN Commission on the Status of Wo-

men, CSW) forderte 1987 alle ihre Or-

gane auf, ein umfassendes politisches 

Konzept für die Gleichstellung der Frau 

zu entwickeln, in Kraft zu setzen und 

dieses in alle mittelfristigen Pläne, Er-

klärungen, Zielvorgaben, Programme 

und sonstigen wichtigen politischen 

Dokumente zu übernehmen. Auf der 

4. Weltfrauenkonferenz 1995 in Peking 

brachte die internationale Bedeutung 

und Sichtbarkeit der Konferenz dem 

Gender Mainstreaming-Konzept den 

Durchbruch. Die Forderung war, dass 

die unterschiedlichen Auswirkungen 

von (politischen) Maßnahmen auf Frau-

en und Männer geschlechterspezifisch 

zu analysieren sind, bevor die (politi-

schen) Entscheidungen fallen.

Gender Mainstreaming in der 
Europäischen Union

Auf europäischer Ebene wurde bereits 

1993 mit der Reform der EU-Struktur-

fonds die Zielvorgabe „Chancengleich-

heit für Frauen und Männer“ durchge-

setzt. Damit war erstmals in Europa in 

einem „allgemeinen“ Förderkonzept 

das Ziel der Chancengleichheit veran-

kert. Im 4. Aktionsprogramm zur Chan-

cengleichheit 1995 wurde dann die 

Strategie des Gender Mainstreaming 

beschrieben. Das, was im EU-Struktur-

fonds gelungen war, wurde auf die ge-

samte europäische Politik übertragen: 

Die Geschlechterverhältnisse sollten 

in jeder politischen Maßnahme von 

der Planung bis zur Erfolgskontrolle 

berücksichtigt werden. Eine weitere 

Bekräftigung erfuhr Gender Mainstre-

aming im Amsterdamer Vertrag 1997. 

Dieser Vertrag verpflichtet alle nun-

mehr 25 Mitgliedsstaaten der Europä-

ischen Union zu einer aktiven Gleich-

stellungspolitik im Sinne des Gender 

Mainstreaming.

Vertrag von Amsterdam/
EG-Vertrag

Art. 2 des Amsterdamer Vertrags: 

„Aufgabe der Gemeinschaft ist es, 

durch die Errichtung eines Gemeinsa-

men Marktes und einer Wirtschafts- 

und Währungsunion sowie durch die 

Durchführung der in den Artikeln 3 

und 4 genannten gemeinsamen Politi-

ken und Maßnahmen in der ganzen Ge-

meinschaft [...] die Gleichstellung von 

2.2. Woher kommt die Strategie Gender 
Mainstreaming?
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Männern und Frauen [...] zu fördern.“

Art. 3 des Amsterdamer Vertrags: „Bei 

allen in diesem Artikel genannten Tä-

tigkeiten wirkt die Gemeinschaft dar-

auf hin, Ungleichheiten zu beseitigen 

und die Gleichstellung von Männern 

und Frauen zu fördern.“

1998 wird Chancengleichheit in den 

europäischen Leitlinien zur Beschäfti-

gungspolitik explizit als eine der vier 

Säulen erklärt und hat seit damals 

den gleichen Stellenwert im Beschäf-

tigungsleitbild wie die Themen Vermit-

telbarkeit, Anpassungsfähigkeit und 

Unternehmensgeist. Ab 1998 wird die 

„Doppelstrategie“ zur Umsetzung von 

Chancengleichheit offiziell eingeführt: 

einerseits positive Aktionen als spezifi-

sche Frauenfördermaßnahmen und an-

dererseits Gender Mainstreaming, um 

das Thema auf allen Entscheidungse-

benen mit einzubeziehen.

2.3. Gender Mainstreaming in Österreich

Mit dem EU-Beitritt Österreichs 1995 

und der Übernahme der gemeinsa-

men Zielsetzungen in der Beschäfti-

gungspolitik wie Chancengleichheit 

von Frauen und Männern am Arbeits-

markt als einer der zentralen Schwer-

punkte fand Gender Mainstreaming 

seinen Einzug in Österreich. 1998 fand 

im Rahmen der österreichischen Prä-

sidentschaft Gender Mainstreaming 

explizit Eingang in den Nationalen 

Aktionsplan für Beschäftigung (NAP). 

Im selben Jahr ratifizierte Öster-

reich den Vertrag von Amsterdam.

Eine wichtige gesetzliche Grundlage in 

Österreich ist der Artikel 7 des Bun-

des-Verfassungsgesetz, der jede Form 

der Diskriminierung auf Grund des 

Geschlechts verbietet. Der Absatz 2 

lautet: „Bund, Länder und Gemein-

den bekennen sich zur tatsächlichen 

Gleichstellung von Mann und Frau. 

Maßnahmen zur Förderung der fakti-

schen Gleichstellung von Frauen und 

Männern insbesondere zur Beseitigung 

tatsächlich bestehender Ungleichhei-

ten sind zulässig.“

MinisterInnenratsbeschlüsse

Seit dem Jahr 2000 wurden von der ös-

terreichischen Bundesregierung meh-

rere MinisterInnenratsbeschlüsse zu 

Gender Mainstreaming gefasst.

•  11. Juli 2000: Einrichtung einer in-

terministeriellen Arbeitsgruppe: Die 

Bundesregierung hat damit ihren Wil-

len bekundet, eine geschlechterbe-

zogene Sichtweise in alle politischen 

Konzepte und auf allen politischen 

Ebenen einfließen zu lassen. Die „In-

terministerielle Arbeitsgruppe Gen-

der Mainstreaming“ (IMAG) vernetzt 

Gender Mainstreaming-Beauftragte 

der Ministerien. 

•  3. April 2002: Empfehlungen für die 

Schaffung von effektiven Vorausset-

zungen und Rahmenbedingungen für 

Gender Mainstreaming sowie Be-

schluss des Arbeitsprogramms

•  9. März 2004: enthält in Fortsetzung 

der bisherigen Beschlüsse weitere 

Voraussetzungen für eine zielgerich-

tete Implementierung von Gender 

Mainstreaming auf Bundesebene.
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2.4. Gender Mainstreaming in Niederösterreich

„Chancengleichheit 
und Gleichstellung 
von Frauen und 
Männern wird in 
Niederösterreich 
groß geschrieben. 
Wir wollen Gleich-
stellung nicht nur 
am Papier son-
dern auch in der 
Realität.“ 

(Johanna Mikl-Leitner, Landesrätin für 
Generationen und EU-Erweiterung, Land 
Niederösterreich)                           Foto 4

Sitzung des NÖ Landtags am 
3. Oktober 2002

Wie kam es zum Landtagsbeschluss? 

„Seit Jahren beschäftigen wir uns nun 

mit diesem Thema mit der Zielsetzung, 

Gender Mainstreaming als verbindli-

ches Leitprinzip in der Politik und Ver-

waltung zu verankern. Der Landtagsbe-

schluss war der Ausschlag dafür, dieses 

verbindliche Leitprinzip umzusetzen.“ 

(Johanna Mikl-Leitner, Landesrätin 

für Generationen und EU-Erweiterung, 

Land Niederösterreich) 

Der Niederösterreichische Landtag hat 

in seiner Sitzung am 3. Oktober 2002 

eine Resolution zu Gender Mainstrea-

ming beschlossen: „Gender Mainstre-

aming soll als Querschnittsaufgabe für 

alle Bereiche der Landespolitik als ver-

bindliches Leitziel verankert werden. 

Bei allen Vorhaben, Aktivitäten und 

Maßnahmen können damit die unter-

schiedlichen Lebenssituationen, Anlie-

gen, Bedürfnisse, Interessen, Probleme 

von Frauen und Männern verstärkt be-

rücksichtigt werden.“

Beschluss der NÖ Landes-
regierung am 9. März 2004: 

„Wir sind mit Gender Mainstreaming 
am richtigen Weg, in Zukunft soll Chan-
cengleichheit in Niederösterreich eine 
Selbstverständlichkeit sein.“ 
(Friedrich Zibuschka, Vorsitzender der 
Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming, 
Land Niederösterreich)

Die Mitglieder der Landesregierung 

haben sich mit Beschluss vom 9. März 

2004 dazu bekannt, Gender Mainstre-

aming als verbindliches Leitprinzip der 

Niederösterreichischen Landespolitik 

in allen Bereichen der Landesverwal-

tung umzusetzen: Die organisatori-

schen Rahmenbedingungen für die 

Umsetzung der Gender Mainstreaming 

Strategie wurden geschaffen:

•  Einsetzung eines dienststellenüber-

greifenden Arbeitskreises

•  Information und Schulung von Ent-

scheidungsträgerInnen und Füh-

rungskräften der NÖ Landesverwal-

tung

•  Weiterführung bereits gesetzter Ak-

tivitäten und Projekte zur Umset-

zung von Gender Mainstreaming, In-

itiierung neuer Projekte.

Die erste Sitzung des Gender Mainstre-

aming-Arbeitskreises fand am 23. April 

2004 statt. 
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„Für die Umsetzung des Beschlusses 
wurde neben dem Arbeitskreis die Ge-
schäftsstelle Gender Mainstreaming im 
NÖ Frauenreferat eingerichtet. Der Ar-
beitskreis setzt sich aus VertreterInnen 
der verschiedenen Fachabteilungen - 
Landesamtsdirektion Verfassungsdienst, 
Landesamtsdirektion Aus- und Weiterbil-
dung, Allgemeine Förderung, Finanzen, 
Personalangelegenheiten, Gemeinden, 
Gesamtverkehrsangelegenheiten sowie 
der NÖ Gleichbehandlungsbeauftragten 
und Zentralpersonalvertretung / Zen-
tralbetriebsrat - zusammen. Univ.-Prof. 
Dipl.-Ing. Dr. Friedrich Zibuschka, Leiter 
der Gruppe Raumordnung, Umwelt und 
Verkehr, hat den Vorsitz des Arbeitskrei-
ses übernommen. Seine Stellvertreterin 
ist die NÖ Gleichbehandlungsbeauftrag-
te Dr. Christine Rosenbach. Gemeinsam 
wird das Arbeitsprogramm für Gender 
Mainstreaming festgelegt.“ 
(Maria Rigler, Leiterin des Frauenrefe-
rats, Land Niederösterreich)

„Ein erstes und sichtbares Zeichen ist 
die Sprache. Nur durch eine geschlech-
tergerechte Sprache sind wirklich alle 
Menschen gemeint und angesprochen.“ 
(Friedrich Zibuschka, Vorsitzender der 
Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming, 
Land Niederösterreich)

Gender Mainstreaming 
Aktivitäten in NÖ

Chancengleichheit von Männern und 

Frauen in der Arbeitswelt ist Grundlage 

für den wirtschaftlichen, sozialen und 

familienpolitischen Fortschritt unserer 

Gesellschaft. Niederösterreich als TOP 

Ten Region ist nicht nur beispielgebend 

für eine innovative Wirtschaftspolitik, 

sondern stellt die Lebensqualität und 

Lebenszufriedenheit in den Mittel-

punkt der Landespolitik. Gender Main-

streaming als Strategie zur Schaffung 

und Erhaltung gleichwertiger Lebens-

Foto 5
Gender Mainstreaming 
wird bei NÖ Entschei-

dungsträgerInnen groß 
geschrieben.
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bedingungen für Frauen und Männer 

ist bereits in zahlreiche Maßnahmen 

eingeflossen: 

• Landesentwicklung - Strategie NÖ

 Gender Mainstreaming wird in alle 

Bereiche der Landesentwicklung, 

Projekt Strategie Niederösterreich 

- WIN, integriert. Seit Oktober 2003 

arbeiten Abteilungen der Landesver-

waltung an Sektorenkonzepten, bei 

denen zwei externe Gender-Exper-

tinnen untersuchen, inwiefern sich 

die vorgeschlagenen Maßnahmen auf 

die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern auswirken. Die gleiche 

Vorgangsweise ist bei den Strategien 

für die Hauptregionen Niederöster-

reichs, den sogenannten regionalen 

Entwicklungskonzepten geplant. In 

allen Konzepten wird auf die Verwen-

dung einer geschlechtergerechten 

Sprache geachtet. 

• NÖ Klimaprogramm 2004 – 2008

 Gender Mainstreaming wurde bei der 

Erstellung des NÖ Klimaprogrammes 

berücksichtigt. Damit nimmt NÖ eine 

Vorreiterrolle österreichweit ein.

• Aus- und Weiterbildung von Landes-

bediensteten

 Das Seminarprogramm der landes-

internen Weiterbildung bietet allen 

Landesbediensten und speziell Füh-

rungskräften Information und Schu-

lung zur Umsetzung von Gender 

Mainstreaming. 

• Gender Mainstreaming Koordinati-

onsstelle GenderNow

 GenderNow wurde eingerichtet, um 

chancengleiche Zugänge von Frauen 

und Männern zum Arbeitsmarkt in 

der NÖ Beschäftigungspolitik zu er-

reichen.

• NÖ Frauenreferat

 Zahlreiche Projekte des NÖ Frauen-

referates werden unter dem Gender 

Ansatz durchgeführt, z. B.:

> NOEL – Chancengleichheit am Ar-

beitsmarkt der Zukunft www.4noel.at

> MUT – Mädchen und Technik: zur 

Erweiterung des Berufswahlspekt-

rums von Mädchen

> GEKO – gendersensible Regional-

entwicklung in der grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit mit der 

Slowakei

Weitere Informationen finden Sie unter 

http://www.noe.gv.at/service/f/f3/frau-

en/gender.htm
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„Gender Mainstreaming ist wichtig als 
Thema in der Gesellschaft und regt zum 
Nachdenken an. Durch die Strategie 
Gender Mainstreaming gewinnt auch 
der Öffentliche Verkehr. Die Rollenver-
teilung in den Familien und somit sämt-
liche Wege, die Frauen und Männer zu-
rücklegen, kommen ins Blickfeld.“ 
(Wolfgang Schroll, Geschäftsführer VOR 
- Verkehrsverbund Ostregion, Wien)

„Wenn in alle verkehrsplanerischen Be-
lange Frauenaspekte einfließen, dann 
wird die Verkehrsplanung nicht zwangs-
läufig besser, aber differenzierter.“ 
(Karla Tschofen, Büro für Zukunftsfra-
gen, Land Vorarlberg)

Der Begriff Mobilität dient in der Ver-

kehrswissenschaft und Verkehrspla-

nung zur Beschreibung der Verkehrs-

beweglichkeit von Menschen außer 

Haus. Mit Mobilität sind die Möglich-

keiten zur Ortsveränderung, unabhän-

gig vom benutzten Verkehrsmittel und 

den zurückgelegten Entfernungen, ge-

meint. Als Messgröße für Mobilität wird 

zumeist die Anzahl der zurückgelegten 

Wege pro Person und Tag (einschließ-

lich der Wege zu Fuß) oder die Summe 

aller Wege eines Produktes – von der 

Rohstoffgewinnung über die Verwen-

dung bis hin zur Entsorgung – herange-

zogen. 

Ob auf dem täglichen Weg zur Arbeit, 

ob beim Einkauf, beim Begleiten von 

Kindern oder in der Freizeit – es gibt 

kaum jemanden, der nicht in vielfälti-

ger Weise Wege zurücklegt. Es sind im-

mer Frauen und Männer, Mädchen und 

Burschen, die diese Wege zurücklegen 

– also Menschen mit einem biologi-

schen und sozialen Geschlecht. 

Mobilität ist immer eingebettet in die 

bestehenden Geschlechterverhältnis-

se unserer Gesellschaft, das bedeu-

mobilität und 
genderperspektive3

3.1. Einstieg

Foto 6
Mobilität ist die Summe 

der zurückgelegten 
Wege pro Person und Tag.
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tet, dass die geschlechtsspezifische 

Arbeitsteilung, mit den strukturellen 

Rollenzuweisungen von Versorgungs-, 

Haus- und Reproduktionsarbeit nach 

den Geschlechtern, immer Einfluss 

auf die Mobilität von Menschen hat. 

Je nachdem wie der Alltag einer Per-

son organisiert ist, welche Arbeiten 

und Tätigkeiten eine Person im Alltag 

zu erledigen hat, gibt es Unterschiede 

bei den Wegen, der Verkehrsmittelwahl 

und der Fortbewegungsart.

Hohe Mobilität ist demnach nicht mit 

der Überwindung großer Distanzen 

und Entfernungen gleichzusetzen. Ho-

he Mobilität ergibt sich durch eine gro-

ße Anzahl von Wegen zu unterschied-

lichen Zwecken, die während eines 

24-Stunden Tages außer Haus zurück-

gelegt werden. Personen, die während 

des Tages weite Distanzen mit nur ei-

nem Wegezweck zurücklegen, sind im 

Vergleich zu Personen, die während 

des Tages viele unterschiedliche Wege-

zwecke haben, relativ wenig mobil.

Abb. 1

Person mit vielen Wegen 

Der Weg beginnt an einem Ort (zu Hause), 

hat einen bestimmten Zweck (Kinder 

in die Schule bzw. in den Kindergarten 

begleiten), dann einen neuen Zweck 

(Einkaufen von Lebensmittel und sonstige 

Besorgungen) und ein bestimmtes Ziel 

(Wochenmarkt am Hauptplatz und Apo-

theke). Der Weg wird fortgesetzt, führt 

über die Apotheke, bekommt einen neuen 

Zweck (alte gebrechliche Tante besuchen 

und ihr die Einkäufe und Medizin bringen) 

und ein neues Ziel (Wohnung der Tante). 

Von der Wohnung der Tante aus beginnt 

eine neuer Weg mit einem neuen Zweck 

(Erwerbsarbeit). Die Erwerbsarbeit wird 

über einen Fußweg zur Haltestelle und 

dann weiter mit dem Öffentlichen 

Verkehrsmittel erreicht. Der Weg von der 

Erwerbsarbeit nach Hause führt mit den 

Öffentlichen Verkehrsmitteln zum Kin-

dergarten, dann zu Fuß in die Wohnung. 

Weitere Wege sind von der Wohnung zum 

Schwimmbad und zum Park mit Spiel-

platz, die Zwecke sind Kinderbetreuung 

bzw. Familienarbeit und Freizeit. 

Foto 7 u. 8
Mobile Menschen legen 
eine große Anzahl von 
Wegen am Tag zurück.

Schule

Wohnung

Kindergarten

Apotheke

gebrechliche Tante

Haltestelle

Haltestelle

Schwimmbad
Park/Spielplatz

Haltestelle

Hauptplatz/Wochenmarkt/versch. Geschäfte

Erwerbsarbeit Teilzeit

Quelle: KnollSzalai
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An der Haus- und Familienarbeit sind 

Frauen und Männer noch immer nicht 

ausgewogen beteiligt. Die Verantwor-

tung für die Haus- und Familienarbeit 

liegt in unserer Gesellschaft trotz ver-

änderter Rollenaufteilungen in man-

chen Familien nach wie vor bei den 

Frauen. In ihrer „Freizeit“ betreiben 

viele Frauen ein eigenes „Service-In-

stitut“: Sie kümmern sich um hilfsbe-

dürftige Familienangehörige, Mütter 

verbringen viel Zeit mit Bring- und 

Holdiensten, u.a. weil sie um die Si-

cherheit ihrer Kinder im Straßenver-

kehr fürchten. Dabei werden die einzel-

nen Ziele zu „Wegeketten“ verknüpft: 

Auf dem Weg zur Arbeit wird das Kind 

in den Kindergarten gebracht und das 

Altglas entsorgt, auf dem Weg zur Oma 

eingekauft und das Paket zur Post ge-

bracht. Frauen müssen dabei sowohl 

die eigene Zeit und die eigenen Ter-

mine als auch die Zeit und die Termine 

anderer berücksichtigen, einteilen und 

organisieren. Sie müssen ihren Alltag 

mit Kindern und anderen betreuten 

Personen, mit den Öffnungszeiten von 

Geschäften, Behörden und Kinderbe-

treuungseinrichtungen koordinieren.

Die Genderperspektive einnehmen heißt 

den eigenen Blick auf das sozial kon-

struierte Geschlecht von Frauen und 

Männern, auf Geschlechterrollen und 

Geschlechterverhältnisse zu lenken. 

Die Genderperspektive macht deutlich, 

wer welche Wege zurücklegt und wel-

che gesellschaftliche bzw. planerische 

Relevanz diese Wege haben.

„Auch Männer müssen das kleine Gen-
der Ein-Mal-Eins können.“ 
(Zita Küng, Genderexpertin Zürich, 
Schweiz)

Abb. 2

Person mit wenigen Wegen 

Der Weg beginnt an einem Ort (zu Hause), 

hat einen bestimmten Zweck (zur 

Erwerbsarbeit kommen) und ein bestimm-

tes Ziel (Arbeitsplatz).

Foto 10
Für Männer ist der 

Hauptwegezweck meist 
die Erwerbsarbeit.

Foto 9
Frauen legen viele 

Wege für Bring- und 
Holdienste zurück.

Wohnung

Arbeitsplatz

Quelle: KnollSzalai
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3.2. Mobilitätserhebung in Niederösterreich 2003

Verkehrsplanung ist auf das Wissen, 

welches Verkehrsmittel die einzelnen 

Personen benutzen und deren Beweg-

gründe für die Verkehrs- und Fortbe-

wegungsmittelwahl angewiesen. Aus 

dieser Überlegung heraus fand im 

Herbst 2003 in Niederösterreich ei-

ne landesweite Befragung zum Mobi-

litätsverhalten statt, die von der NÖ 

Landesakademie, Bereich Umwelt und 

Energie, organisiert wurde. Insgesamt 

nahmen 4.000 Haushalte an der Befra-

gung teil. Innerhalb dieser Haushalte 

haben sich 9.000 Personen ab sechs 

Jahren an der schriftlichen Befragung 

beteiligt. Die Antworten liefern somit 

Angaben zu 25.000 Wegen von Perso-

nen aus verschiedenen Altersgruppen 

ab sechs Jahren.

Foto 11 
Geschlechterrollen 
bestimmen den Alltag 
von Frauen und 
Männern.

Foto 12 
Der Blick durch die 
Genderbrille zeigt auf, 
wer welche Wege 
zurücklegt. 

Foto 13 (links unten) 
Mobilität betrifft alle 
Menschen.

Foto 14 
Viele Fortbewegungs-
mittel stehen zur
Verfügung.
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Im folgenden werden die Daten zur NÖ Mobilitätserhebung geschlechtsspezifisch 

aufbereitet.

3.2.1. Führerscheinbesitz von 
Frauen und Männern

Der Besitz eines Führerscheins ist bei 

jeder Mobilitätserhebung eine wichti-

ge Frage, denn nur die Menschen, die 

einen Führerschein besitzen, können 

als LenkerInnen des motorisieren Indi-

viudialverkehrs unterwegs sein. In den 

letzten Jahren hat der Führerschein-

besitz innerhalb der Bevölkerung zu-

genommen und die geschlechtsspezifi-

Abb. 3

Anzahl der im Rahmen der Erhebung 

zum Mobilitätsverhalten befragten 

Personen in NÖ

Bei den Personengruppen bis 64 Jahre 

nahmen geringfügig mehr Männer als 

Frauen an der Befragung teil. Bei den 

über 65-Jährigen Niederösterreicher-

Innen sind es deutlich mehr Frauen, die 

an der Befragung teilgenommen haben.

Abb. 4

Alter der FührerscheinbesitzerInnen in NÖ

Auffallend ist, dass in der Gruppe der 

18- bis 34-Jährigen gleich viele Frauen wie 

Männer einen Führerschein besitzen – und 

das sind 92 % der NÖ Wohnbevölkerung 

im Jahr 2003 in dieser Altersklasse. 

Befragte Personen

Angaben in %

6 bis 17 Jahre

18 bis 34 Jahre

35 bis 49 Jahre

50 bis 64 Jahre

65 Jahre und älter

Männer 

Frauen

Führerscheinbesitz

Angaben in %

Gesamt

18 bis 34 Jahre

35 bis 49 Jahre

50 bis 64 Jahre

65 Jahre und älter

Männer 

Frauen

                       93

    78 

                      92

                        92

                            97

                       93

                        94

         82

                88 

41

        15

13

                 26

   24

       25

                        23

        20

    19

    14

             21
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schen Unterschiede beim Besitz eines 

Führerscheins nehmen bei den jünge-

ren NiederösterreicherInnen deutlich 

ab. 

Bei den Daten zum Führerscheinbesitz 

wird deutlich, wie wichtig es ist, statis-

tische Daten nach Geschlecht und Al-

ter aufgeschlüsselt darzustellen. Wenn 

die Zahlen nicht nach dem Alter aufge-

schlüsselt sind, zeigt sich, dass 78 % 

der Niederösterreicherinnen einen Füh-

rerschein haben und 93 % der Nieder-

österreicher. Der genaue Blick auf das 

Alter der FührerscheinbesitzerInnen 

zeigt, dass es keine geschlechtsspe-

zifischen Unterschiede bei den 18- bis 

34-Jährigen (mehr) gibt. Von den Män-

nern, die 65 Jahre und älter sind, ha-

ben 88 % einen Führerschein, jedoch 

nur 41 % der Frauen, die 65 Jahre und 

älter sind, besitzen ebenfalls einen. 

Diese Tendenz, dass nämlich über 90 

% der Menschen in Niederösterreich - 

sowohl Frauen als auch Männer - einen 

Führerschein besitzen, ist eine ver-

kehrsplanerische und verkehrspoliti-

sche Herausforderung.

3.2.2. PKW-Besitz und PKW-
Verfügbarkeit von Frauen und 
Männern

Neben dem Führerscheinbesitz sind 

auch die Angaben zum PKW-Besitz und 

zur PKW-Verfügbarkeit wesentliche 

Kenngrößen für die Verkehrsplanung 

und Verkehrspolitik. Der steigende 

PKW-Besitz und die zunehmende PKW-

Verfügbarkeit machen - gemeinsam mit 

verkehrsplanerischen Maßnahmen wie 

Straßen(aus)bauten - die flächenhafte 

Erschließung großer Gebiete möglich. 

Die beiden Kenngrößen stellen auch 

eine maßgebliche Voraussetzung bzw. 

Ursache für Migrationsbewegungen 

zwischen Ballungsräumen und Umland 

bzw. Peripherie dar.

Abb. 5

PKW Besitz in den niederösterreichischen 

Haushalten

Fast die Hälfte der niederösterreichischen 

Haushalte besitzen zumindest einen PKW. 

Lediglich 6 % der niederösterreichischen 

Haushalte besitzen keinen PKW. 

PKW Besitz in NÖ Haushalten

     Angaben in %

8
kein PKW

1 PKW

2 PKW

3 und mehr PKW

keine Angabe

8 6

46

32
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In Niederösterreich besitzen 86 % der 

Haushalte einen oder mehrere PKWs 

(8 % der Haushalte haben keine An-

gaben zum PKW Besitz gemacht). Der 

Motorisierungsgrad ist sehr hoch. Der 

genauere Blick auf die Haushaltsgröße, 

das heißt auf die Anzahl der Personen, 

die im gemeinsamen Haushalt leben, 

zeigt, dass es mehrheitlich Ein-Perso-

nen Haushalte sind, die keinen PKW 

besitzen und je größer der Haushalt ist, 

desto mehr PKWs besitzt der Haushalt.

Abb. 6

PKW Besitz und die Größe der nieder-

österreichischen Haushalte

Die Haushalte, die keinen PKW besitzen, 

sind zu 82 % Ein-Personen Haushalte. 

Die Haushalte, die drei oder mehr PKWs 

besitzen, sind zu 67 % Haushalte, in 

denen vier und mehr Personen leben.

Abb. 7

Ein-Personen Haushalte ohne PKW in NÖ

Über 80 % der weiblichen Ein-Personen 

Haushalte in Niederösterreich besitzen 

kein Auto. Der genaue Blick auf die 

Haushalte in Niederösterreich, die keinen 

PKW besitzen – dies sind zu 82 % 

Ein-Personen-Haushalte – zeigt auf, dass 

es überdurchschnittlich viele Frauen 

sind, die alleine wohnen und kein Auto 

besitzen. 

PKW-Besitz und Haushaltsgröße

Angaben in %

1-Pers.-HH

2-Pers.-HH

3-Pers.-HH

4- und mehr Pers.-HH

82

15

1 2

36

11

3

29

37

1
7

25

67

42 

30

11

kein PKW 1 PKW 2 PKW 2 und mehr PKW

1-Personen-Haushalte ohne PKW

Angaben in %

Männer 

Frauen

12

88
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Der Blick auf die Altersverteilung der 

Ein-Personen Haushalte ohne PKW in 

Niederösterreich zeigt, dass Frauen 

ohne PKW erst im Alter zunehmend 

alleine wohnen, Männer ohne PKW hin-

gegen schon in jüngeren Jahren alleine 

wohnen. Es sind immerhin 15 % der al-

leinwohnenden Männer unter 50 Jahre. 

Die Hälfte der alleinwohnenden Männer 

ist zwischen 50 und 64 Jahre alt. 

Hier spiegeln sich die soziodemografi-

schen Verhältnisse und die längere Le-

benserwartung von Frauen wider.

Foto 15 
Viele allein lebende Frauen 
besitzen keinen PKW.

Abb. 8

Altersverteilung der Ein-Personen Haushalte 

ohne PKW in NÖ

Frauen-Haushalte ohne PKW werden zu 83 % 

von 65-jährigen und älteren Frauen geführt.

Altersverteilung in den 1-Pers.-Haushalten ohne PKW

Angaben in %

Männer 

Frauen

15

2

15

5

50

10

20

83

18 bis 34 Jahre

35 bis 49 Jahre

50 bis 64 Jahre

65 Jahre und älter
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Diese Grafiken zeigen deutlich, dass – 

wenn in Ein-Personen Haushalten ein 

PKW vorhanden ist – es sich zu 45 % 

um Männer-Haushalte und zu 55 % um 

Frauen-Haushalte handelt. Bei den Ein-

Personen Haushalten ohne PKW zeigt 

der Blick auf die Altersverteilung (sie-

he Abbildung 8), dass überwiegend äl-

tere Frauen alleine wohnen (83 %) und 

keinen PKW besitzen. Männer ohne 

PKW finden sich in unterschiedlichen 

Altersklassen, wobei jedoch anteilsmä-

ßig die Männer in der Alterskategorie 

zwischen 50 – 64 Jahre überwiegen. 

Abb. 9

Ein-Personen Haushalte mit einem PKW in NÖ

Deutlich mehr alleinwohnende Frauen 

als alleinwohnende Männer besitzen 

einen PKW.

Abb. 10

Der PKW-Besitz in den Zwei-Personen 

Haushalten in NÖ

Fast die Hälfte der niederösterreichi-

schen Zwei-Personen Haushalte besitzen 

zwei PKWs.

PKW-Besitz in 2-Personen-Haushalten

Angaben in %

Männer 

Frauen

1 PKW

45

55

18

keine Angabe

3 und mehr PKW

2 PKW

1 PKW

kein PKW

45

32

1 4

1-Personen-Haushalte mit 1 PKW

Angaben in %
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Der genaue Blick auf den PKW-Besitz 

in den Zwei-Personen Haushalten, de-

ren Haushaltsmitglieder über 18 Jahre 

alt sind, zeigt: 

• 45 % der Haushalte besitzen zwei 

PKWs.

• 32 % der Haushalte besitzen einen 

PKW.

• 18 % der Haushalte besitzen drei und 

mehr PKWs. 

Trotz hoher Zweit- und Drittautodichte – 

40 % aller Haushalte in Niederösterreich 

besitzen zwei oder mehr PKWs - trifft der 

Zwang, zu Hause bleiben zu müssen, be-

sonders stark ältere Frauen ohne Führer-

schein (83 %) in Niederösterreich.

Die Daten zur PKW-Verfügbarkeit geben 

im Vergleich zum PKW-Besitz ein noch 

differenzierteres Bild. Die Angaben zur 

PKW-Verfügbarkeit zeigen die subjek-

tive Einschätzung der befragten Nie-

derösterreicherInnen, ob sie ein Auto 

zu Verfügung haben – unabhängig vom 

Besitz eines eigenen PKWs.

80 % der Niederösterreicherinnen und 

87 % der Niederösterreicher meinten, 

jederzeit über einen PKW verfügen zu 

können. Hingegen gaben nur 2 % bzw. 

3 % der NiederösterreicherInnen an, nie 

über einen PKW verfügen zu können.

Der hohe Motorisierungsgrad und auch 

der hohe Prozentsatz der jungen Nie-

derösterreicherInnen, die einen Füh-

rerschein besitzen, sind große Heraus-

forderungen für die Verkehrsplanung 

des Landes.

Foto 16
Der Motorisierungsgrad 
in NÖ ist sehr hoch.

Abb. 11

Die Verfügbarkeit über einen Privat PKW 

der NiederösterreicherInnen

Es zeigt sich, dass 80 % der Nieder-

österreicherinnen und 87 % der 

Niederösterreicher über einen PKW 

verfügen können. 

Männer 

Frauen

87

Verfügbarkeit eines Privat-PKW‘s

Angaben in %

80

8

13

2

3

3

4
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3.2.3. Mobilitätsverhalten von 
Frauen und Männer

Verkehrswissenschaftliche Untersuchun-

gen haben ergeben, dass die Anzahl 

der Wege und die dafür verbrauchte 

Zeit in den letzten Jahrzehnten im We-

sentlichen gleichgeblieben sind - die 

Anzahl der zurückgelegten Kilometer 

ist aber angestiegen. Das bedeutet: 

Wir sind heute schneller unterwegs 

(mit dem Auto statt zu Fuß, mit der U-

Bahn oder S-Bahn statt der Straßen-

bahn, mit schnelleren Autos) und wir 

legen weitere Strecken zurück, um Zie-

le zu erreichen, die früher näher lagen 

(weitere Ausbildungs-, Arbeits- und 

Einkaufswege). 

Ein Weg bezeichnet in der Verkehrs-

planung die Bewegung einer Person 

von einem Ort zu einem anderen, die 

in der Absicht vorgenommen wird, am 

Wegende eine räumlich gebundene Ak-

tivität, den sogenannten Wegezweck, 

auszuüben.

Die Erhebungen zu den Wegelängen 

zeigen interessante geschlechtsspe-

zifische Unterschiede. Wege unter 0,5 

km, also Wegestrecken, die auch zu 

Fuß zurückgelegt werden (können), 

werden von 15 % aller Frauen zurück-

legt und von 9 % aller Männer. Die We-

ge zwischen 20 und 50 km werden von 

11 % aller Frauen, aber von 16 % aller 

Männer zurückgelegt. Auch bei der 

Wegedauer in Minuten gibt es Unter-

schiede. Die Wege von Frauen dauern 

durchschnittlich 23,4 Minuten und jene 

der Männer 28,4 Minuten.

Der Blick auf den Modal Split - also auf 

die verschiedenen benutzten Verkehrs-

mittel - und die zurückgelegten Kilo-

meter zeigt, mehr Männer fahren als 

Lenker mit dem MIV (Motorisierter In-

dividualverkehr) und legen auch mehr 

Kilometer mit dem Öffentlichen Ver-

kehr zurück. In die Kategorie „Sons-

tiges“ fallen vor allem Flugreisen mit 

einer hohen Anzahl an zurückgelegten 

Kilometern. 

Abb. 12

Anzahl der Wege, die pro Tag von den 

NiederösterreicherInnen 

zurückgelegt werden

Diese Abbildung zeigt von den Zahlen 

keine signifikanten geschlechtsspezifi-

schen Unterschiede. Frauen und Männer 

legen in Niederösterreich im Durch-

schnitt 3,3 bis 3,4 Wege pro Tag zurück.

Anzahl der Wege – werktags

Anzahl der Wege in absoluten Zahlen

Gesamt

6 bis 17 Jahre

18 bis 34 Jahre

35 bis 49 Jahre

50 bis 64 Jahre

65 Jahre und älter

Männer 

Frauen

3,3

3,4

3,2

3,2

3,3

3,7

3,7

3,8

3,2

3,2

3,0

2,9
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Mit dem Hintergrund, dass der Öffent-

liche Verkehr von Frauen und Männern 

gleichermaßen, nämlich von 13 % der 

NiederösterreicherInnen, benutzt wird 

(vgl. Abbildung) wird deutlich, dass 

Männer längere Wegestrecken zurück-

legen als Frauen.

Abb. 13

Die Wegelängen der Niederösterreicher-

Innen

Kurze Wege werden eher von Frauen 

zurückgelegt, lange Wege eher von 

Männern.

Abb. 14

Die werktäglichen Wegelängen und der 

Modal Split der NiederösterreicherInnen 

Die meisten Kilometer werden mit den 

Öffentlichen Verkehrsmitteln zurück-

gelegt. 

Foto 17
Viele Frauen legen 
kurze Wegstrecken 
zurück.

Wegelänge – werktags
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3.2.4. Mobilität und Gesamt-
arbeitsalltag

„Der Alltag von Frauen unterscheidet 
sich noch von jenem der Männer; er 
ist geprägt von der Vielfalt der gesell-
schaftlichen Aufgaben wie Erwerbstä-
tigkeit, Kinderbetreuung, Hausarbeit.“ 
(Karla Tschofen, Büro für Zukunftsfra-
gen, Land Vorarlberg)

Mobilität hat mit konkreten Lebens-

zusammenhängen zu tun und ist ein-

gebettet in den sozialen Kontext des 

Gesamtarbeitsalltages. Der Gesamtar-

beitsalltag umfasst nicht nur die ent-

lohnte Erwerbsarbeit, sondern auch die 

notwendige Versorgungs- bzw. Famili-

en- und Hausarbeit. Die Wege nehmen 

meist ihren Ausgang an den relevanten 

Eckpunkten des Alltags: die Wohnung, 

die Kinderbetreuungseinrichtung, die 

Schule, die Einkaufsmöglichkeiten und 

der Arbeitsplatz.

„Die Männer, die in Teilzeit arbeiten, sind 
gendersensibler als die vollzeiterwerbs-
tätigen Männer.“ 
(Andrea Ledergerber, Bundesamt für 
Raumentwicklung, Bern)

Der geschlechtsspezifische Unterschied 

in den einzelnen Beschäftigungsseg-

menten ist beim Segment „Vollzeit 

erwerbstätig“ signifikant: 51,9 % der 

Männer, also mehr als die Hälfte aller 

Niederösterreicher, sind Vollzeit er-

werbstätig - im Gegensatz zu 25,8 % 

der Frauen. Bei der Kategorie „Teilzeit 

erwerbstätig“ dreht sich das Verhält-

nis um: 13,2 % der Frauen sind in Teil-

zeit beschäftigt und hingegen nur 2,2 

% der Männer. 

Der Haushalt ist weiblich: 12,6 % aller 

Niederösterreicherinnen arbeiten im 

Haushalt und nur 0,3 % der Männer.

Die Zahlen zeigen, wie die geschlechts-

spezifische Arbeitsteilung und Rollen-

zuteilungen wirken!

Abb. 15

Beschäftigungsverhältnisse laut 

Befragungsergebnisse 2003 der Nieder-

österreicherInnen 

Bei den Beschäftigungs-

verhältnissen gibt es zum Teil große 

geschlechtsspezifische Unterschiede. 

Beschäftigungsverhältnisse

Angaben in %

Vollzeit erwerbstätig

Teilzeit erwerbstätig

Ausbildung

z. Z. arbeitslos

Haushalt

Pension

Sonstiges/k.A.

Männer 

Frauen

51,9
25,8

2,2
13,2 

19,3
15,9

2,0
1,7

0,3
12,6

22,0
27,6

2,3
3,2
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Der Arbeitstag von Frauen und ihre 

Erwerbsbiografien unterscheiden sich 

vom männlichen Muster durch ihre 

Brüche und Ungleichzeitigkeiten. Häu-

figes Muster in Frauenbiografien ist die 

Teilzeiterwerbsarbeit. Die Erwerbsbio-

grafien von Frauen zeichnen sich durch 

temporäre Unterbrechungen aus, wenn 

beispielsweise Schwangerschaft und 

Geburt eines Kindes, die Pflege von 

Angehörigen, Arbeitslosigkeit, … dies 

verlangen. Mit diesen Berufsunterbre-

chungen ist häufig ein qualitativ niedri-

gerer Wiedereinstieg in die Erwerbsar-

beit verbunden.

Die geschlechtsspezifischen Unterschie-

de in der Mobilität von Frauen und 

Männer, Mädchen und Buben zeigen 

sich sowohl im Wegezweck als auch in 

der Wahl des Verkehrsmittels. 

Foto 18: 
Männer sind eher in 
Vollzeitbeschäftigungen 
erwerbstätig.

Mobilität von Menschen mit 

Betreuungspflichten

Die geschlechtsspezifische Fachlitera-

tur und einschlägige Untersuchungen 

aus der Mobilitätsforschung zeigen auf, 

dass Menschen mit Betreuungspflich-

ten für Kinder aus Zeitgründen und auf 

Grund von strukturellen Rahmenbedin-

gungen (wie die Lage der Wohnungen, 

Häuser, Kindergärten, Schulen, Spiel- 

und Sportplätzen etc.) die Kinderbring- 

und Holdienste mit den Freizeitaktivi-

täten des Nachwuchses, den Einkäufen 

sowie mit persönlichen Erledigungen 

verknüpfen. In unserer Gesellschaft 

wird die alltägliche Kinderbetreuungs-

arbeit nach wie vor mehrheitlich von 

Frauen geleistet und es sind mehr-

heitlich Frauen, die diese komplexen 

Wegeketten von Kinderbetreuungsein-

richtung, über den Spielplatz und die 

Lebensmittelgeschäfte nach Hause 

haben. Frauen übernehmen durch die 

gesellschaftliche Arbeitsteilung den 

Großteil der Wege für den Haushalt so-

wie für die Betreuung von Kindern und 

älteren Menschen. Dadurch haben sie 

zusätzlich zu den eigenen Wegen auch 

viele Wege für andere zu erledigen. 

In der Alltagsbewältigung koordinieren 

Menschen mit Betreuungspflichten - in 

unserer Gesellschaft mehrheitlich Frau-

en - Zeitansprüche der eigenen (Teil-

zeit-) Erwerbstätigkeit, die Zeitsysteme 

der betreuten Personen (Kinder oder 

ältere Angehörige) und den Zeitbedarf 

der Reproduktion. Phasen hoher zeitli-

cher Verdichtung und als sinnlos erleb-

tes Warten liegen oft dicht beieinander. 

Vollerwerbstätige Menschen - in Nie-

derösterreich fast 52 % der Männer 

- nehmen dieses komplexe Geflecht des 
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Gesamtarbeitsalltages nur selektiv und 

eingeschränkt wahr, weil der gesamte 

Bereich der Versorgungs- bzw. Famili-

en- und Hausarbeit aufgrund der ge-

schlechtsspezifischen Sozialisation und 

Rollenbilder nach wie vor den Frauen 

überlassen wird. 

3.2.5. Lebensbereiche und 
deren Wege

Für vertiefende Interviews im Rahmen 

der Erstellung der Broschüre wurden 

Frauen und Männer aus Niederöster-

reich befragt. Im folgenden werden 

exemplarisch die Lebenbereiche und 

Wege von einer Frau und einem Mann, 

die beide zusammen mit ihren drei Kin-

dern in einer 40.000 EinwohnerInnen 

Stadt im südlichen Niederösterreich 

leben, vorgestellt. Beide sind erwerbs-

tätig und besitzen einen PKW, über den 

hauptsächlich der Mann verfügt. Sie 

beteiligen sich beide an der Haus- und 

Versorgungsarbeit - doch benutzen sie 

für die Bewältigung der Wege unter-

schiedliche Fortbewegungsmittel.

Die Kinderbetreuungseinrichtungen bzw. 

Schulen sind quer durch die Stadt ver-

teilt. Der Einkauf wird am Stadtrand 

oder am Hauptplatz erledigt – je nach 

verfügbarer Zeit und je nachdem, wel-

che Besorgungen zu erledigen sind.

Die Erwerbsarbeit findet außerhalb 

des Wohnortes statt und wird mit dem 

PKW erreicht. Der Mann hat eine Fahr-

gemeinschaft mit einer Kollegin und 

pendelt täglich Montag bis Donnerstag 

um 6 Uhr früh aus und kehrt um 15 Uhr 

zurück. Eine Strecke beträgt 46 km. 

Am Freitag wird eine Tochter mit dem 

PKW in den Kindergarten gefahren. Der 

Einkauf wird wahlweise zu Fuß oder 

mit dem PKW anschließend an die Er-

werbsarbeit erledigt. Müllentsorgung, 

wie Altglas etc. werden beim Einkauf 

miterledigt - mit dem PKW. 

Der Sohn wird zum Sportplatz mit dem 

PKW mitgenommen – der Mann ist am 

Sportplatz als Trainer tätig. Die Beglei-

tung der Kinder ins Freibad, zu Ärztin/

Arzt werden ebenso – je nach Distanz 

zu Fuß oder mit dem PKW – übernom-

men. 

Besuche bei Verwandten erfolgen re-

gelmäßig einmal in der Woche - dieser 

Foto 19: 
Kinderbetreuungsarbeit 

liegt meist bei Frauen.

Foto 20:
Menschen mit Betreu-

ungspflichten 
verknüpfen ihre 

Alltagswege.
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Weg wird mit der Familie zusammen 

im PKW zurückgelegt. Ausgehen/Kino 

und FreundInnen treffen erfolgen im 

Bereich Hauptplatz oder im Umkreis 

der Stadt. Erreicht werden diese Treff-

punkte mit dem PKW, zu Fuß oder auch 

mit dem Fahrrad. In die Kirche wird zu 

Fuß gegangen. 

Die Frau kommt zu Fuß oder mit dem 

Fahrrad in die Erwerbsarbeit, der Ar-

beitsplatz liegt in der Wohngemeinde. 

Ein Kind wird auf diesem Weg zugleich 

in den Hort begleitet. Der Alltag der 

Frau ist rund um Begleitwege der Kin-

der organisiert, die mit unterschiedli-

chen Fortbewegungsmitteln und Kom-

binationen daraus bewältigt werden. 

Der Kindergarten wird mit dem Au-

tobus und zu Fuß erreicht. Es wurden 

auch „Begleitgemeinschaften“ mit an-

deren Freundinnen und deren Kind/ern 

gegründet. Nach der Begleitung der 

Kinder fährt die Frau meist mit dem 

Bus zum Hauptplatz/Markt, um Ein-

käufe zu erledigen und danach die Kin-

der wieder abzuholen. 

Abb. 16

Lebensbereiche und deren Wege am Bei-

spiel des interviewten Mannes.

Gehen

Begleitweg zu Fuß

Fahren mit öffentl. Verkehrsmittel

Begleitweg mit öffentl. Verkehrsmittel

Fahren mit dem Auto

Begleitweg mit Auto/Mitfahren im Auto

Radfahren

Begleitweg mit dem Fahrrad
Quelle: KnollSzalai
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Der Großeinkauf erfolgt zweimal in der 

Woche mit dem Mann zusammen mit 

dem PKW oder wird vom Mann alleine 

erledigt. Alle Kleinigkeiten werden auf 

diversen Wegen mitgenommen. 

Begleitwege der Kinder zu deren Freund-

Innen erfolgen mit Fahrrad oder dem 

ÖV, aber eher selten. Begleitwege ins 

Freibad erfolgen mit dem ÖV, ÄrztInnen 

werden zu Fuß oder mit dem Fahrrad 

aufgesucht. Die Begleitung in den Park 

erfolgt ebenso zu Fuß oder mit dem 

Fahrrad.

Soziale Kontakte, wie Freundinnen tref-

fen erfolgen abends in der Stadt rund 

um den Hauptplatz. Dieser wird zu Fuß 

erreicht. Ins Kino am Stadtrand kommt 

die Frau mit dem PKW. Weiterbildung 

erfolgt meist innerbetrieblich und wird 

daher, so wie die Erwerbsarbeit, zu Fuß 

oder mit dem Fahrrad erreicht. 

Besuche bei Verwandten erfolgen re-

gelmäßig einmal in der Woche - dieser 

Weg wird mit der Familie zusammen im 

PKW zurückgelegt oder mit den Kin-

dern mit dem Zug.

Abb. 17

Lebensbereiche und deren Wege am

 Beispiel der interviewten Frau 

Gehen

Begleitweg zu Fuß

Fahren mit öffentl. Verkehrsmittel

Begleitweg mit öffentl. Verkehrsmittel

Fahren mit dem Auto

Begleitweg mit Auto/Mitfahren im Auto

Radfahren

Begleitweg mit dem FahrradQuelle: KnollSzalai
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Wege zum Heurigen rund um die Stadt 

werden mit dem Fahrrad oder mit dem 

PKW zurück gelegt. 

An diesen Beispielen lassen sich einige 

interessante Punkte festhalten: 

•  Frau und Mann sind beide erwerbstä-

tig und beteiligen sich an der Haus- 

und Familienarbeit. 

•  Durch ihre unterschiedlichen Alltage 

erledigen sie viele Dinge sehr unter-

schiedlich. 

•  Der Mann verbindet seine Erledigun-

gen mit Fahrten mit dem PKW zur Er-

werbsarbeit oder zum Fußballplatz. 

Er fährt mit dem PKW meist rund um 

das Stadtzentrum. 

•  Die Frau ist vor allem im Umwelt-

verbund (öffentliche Verkehrsmittel, 

Fuß, Rad) unterwegs. Sie bewältigt 

unterschiedlich weite Distanzen. Die 

Wege der Frau sind engmaschiger 

und oft in zwei Richtungen ähnlich 

angelegt. 

•  Wege in das Stadtzentrum werden 

von beiden meist zu Fuß erledigt. 

3.2.6. Wegezwecke von Frauen 
und Männern

Bei der genaueren Betrachtung der 

Wegezwecke von Frauen wird deutlich, 

dass Frauen in allen gefragten Katego-

rien ausgeglichen unterwegs sind. Die 

vielfältigen Wegezwecke von Frauen 

werden dadurch deutlich sichtbar. 

Das Diagramm zeigt eine interessante 

Teilung der Wegezwecke: 

Die Wegezwecke 

• Arbeitsplatz/dienstlich/geschäftlich 

(23 %)

•  Einkauf (22 %)

•  Freizeit (21 %) 

werden nahezu gleich häufig angegeben.

Die Wegezwecke

•  Private Erledigung (11 %)

•  Bringen/Holen von Personen (11 %)

•  Ausbildung (11 %)

werden sogar gleich häufig genannt. 

Abb. 18

Die werktäglichen Wegezwecke der 

Niederösterreicherinnen

Frauen haben vielfältige Wegezwecke.

Foto 21: 
Bei den Wegezwecken 
der Frauen steht 
der Einkauf an zweiter 
Stelle. 

Wegzwecke von Frauen

Angaben in %

1

Sonstiges

private Erledigung

Bringen/Holen von Personen

Ausbildung

Freizeit

Einkauf

Arbeitsplatz/dienstlich/geschäftlich

11

11

11

21

22

23
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Der genaue Blick auf die Wegezwecke 

von Männern zeigt, dass es einen kla-

ren „Haupt-Wegezweck“ gibt - nämlich 

den Wegezweck „Arbeitsplatz / dienst-

lich / geschäftlich“ (40 %). Hier wird 

der männliche Lebensentwurf mit der 

starken Orientierung an der Erwerbs-

arbeit besonders deutlich. Der zweite 

Wegezweck ist die Freizeit mit 21 %. 

Abb. 19

Die werktäglichen Wegezwecke der 

Niederösterreicher

Männer haben einen deutlichen Haupt-

Wegezweck - die Erwerbsarbeit.

Abb. 20

Die werktäglichen Wegezwecke der 

NiederösterreicherInnen

Der Vergleich der Wegezwecke von 

Frauen und Männern in Niederösterreich 

macht die geschlechtsspezifische 

Verteilung von Erwerbsarbeit und 

Versorgungsarbeit wie Einkaufen und 

Bringen und Holen von Personen – dies 

umfasst das Begleiten von Kindern und 

Älteren – deutlich sichtbar.

Foto 22:
Der Haupt-Wegezweck 

von Männern ist die 
Erwerbsarbeit.

Wegzwecke von Männern

Angaben in %

Sonstiges

Bringen/Holen von Personen

private Erledigung

Einkauf

Ausbildung

Freizeit

Arbeitsplatz/dienstlich/geschäftlich

40

1 5

9

12

12

21

Wegzwecke – werktags

Angaben in %

Arbeitsplatz/dienstlich/geschäftlich

Ausbildung

private Erledigung

Bringen/Holen von Personen

Einkauf

Freizeit

Sonstiges

Männer 

Frauen

40
23

12
11

9
11

5
11

12
22

21
21

1
1
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Die Untersuchungen in Niederöster-

reich zu den Wegezwecken an Werkta-

gen haben ergeben, dass 11 % der Frau-

en Bring- und Holdienste verrichten und 

nur 5 % der Männer. Beim Einkaufen 

verhält es sich ähnlich: 22 % der Frau-

en und nur 12 % der Männer machen die 

Einkaufswege. Wege zum Arbeitsplatz 

sowie dienstliche und geschäftliche We-

ge werden von 40 % der Männer und 

23 % der Frauen zurückgelegt.

Der Vergleich der werktäglichen Wege-

zwecke der Niederösterreicherinnen 

und Niederösterreicher macht die ge-

schlechtsspezifische Rollenverteilung, 

die immer noch wirkt, deutlich sichtbar. 

Frauen legen mehr Wege für Einkauf, 

das Bringen und Holen von Personen 

sowie für private Erledigungen zurück. 

Die klassische Haus- und Familienarbeit 

wird von Frauen getragen. Die Wege 

zum und vom Erwerbsarbeitsplatz, 

dienstliche und geschäftliche Wege 

werden - entsprechend der Rollenzu-

schreibung - mehrheitlich von Männern 

gemacht. 

Diese Ergebnisse der Mobilitätserhe-

bung NÖ 2003 stehen im Widerspruch 

zu den - vor allem von feministischen 

Verkehrsplanerinnen und Mobilitäts-

forscherinnen durchgeführten - Unter-

suchungen und Erhebungen zum spezi-

fischen Mobilitätsverhalten von Frauen 

mit komplexen Wegeketten. Die Studi-

en von Heidi Meyer (1999), Christine 

Bauhardt (1995) oder auch vom VCÖ 

Abb. 21

Verkehrliche Verflechtung der Aktivitä-

ten der NiederösterreicherInnen [Grund-

gesamtheit: alle werktäglichen Wege]

Die Mobilitätserhebung NÖ 2003 zeigt, 

dass der überwiegende Teil aller werk-

tags zurückgelegten Wege zu Hause 

beginnt oder endet. Die Wege zwischen 

Wohnung und Arbeitsplatz werden mehr-

heitlich von Männern zurückgelegt. 

Die Wege zwischen der Wohnung und 

privaten Erledigungen, Bringen und 

Holen sowie Einkauf werden mehrheitlich 

von Frauen zurückgelegt. Die Freizeit-

wege werden von Frauen und Männer 

gleichermaßen zurückgelegt.

Männer 

Frauen

keine geschlechter-
spezifische Trennung

Wohnen

private Erledigung/

Bringen & Holen

Freizeit

Arbeit &

dienstlich/geschäftlich

Einkauf

Ausbildung
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(1996) belegen die vielfältigen und eng-

maschigen Wegemuster von Menschen 

mit Betreuungspflichten. „Ein besonde-

res Merkmal der Mobilitätsabwicklung 

von Frauen sind Wegeketten. Aus Zeit-

gründen und aufgrund der gegebenen 

Strukturen verknüpfen Frauen häufig 

Kinderbring- und Abholdienste mit Ein-

käufen und persönlichen Erledigungen. 

Besonders gefordert sind berufstätige 

Frauen mit Kindern, die Einkauf, Kin-

derbetreuung und Arbeit bewältigen 

müssen. Männer fahren hingegen häu-

fig nur morgens zur Arbeit und abends 

wieder heim. Dieses unterschiedliche 

Verhalten spiegelt sich im Wegezweck 

„nach Hause“ wider; bei Frauen führt 

nur ein Viertel der Wege nach Hause.“ 

(VCÖ: 1996, 5)

Das Ergebnis der Mobilitätserhebung 

NÖ 2003, nämlich dass der überwie-

gende Teil der Wege zu Hause beginnt 

und endet, ist eng mit der Methode der 

Haushaltsbefragung verknüpft. Durch 

die Art der Fragestellungen und die 

Fokussierung auf den „Haupt-Wege-

zweck“ werden tendenziell die kurzen 

Wege sowie die Wegezwecke, die „ne-

benbei“ erledigt werden, wie das „Jau-

se einkaufen“ am Weg zur Erwerbsar-

beit, der „Sprung in die Apotheke“ am 

Nachhause-Weg oder der „schnelle 

Kaffee“ unterwegs, nicht erhoben. 

Andere Schwierigkeiten treten bei der 

Methode Haushaltsbefragung auch bei 

den Kategorien der Wegezwecke auf. 

Die Definitionen der Wegezwecke 

„Freizeit“ oder auch „Einkauf“ sind bei 

genauerer Betrachtung nicht klar und 

eindeutig. 

Es wird deutlich, dass die Verkehrspla-

nung einen Nachholbedarf hat, was die 

Methodenentwicklung betrifft. 

Foto 23: 
Menschen mit Betreu-

ungspflichten 
verknüpfen einzelne 

Wege miteinander.
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Die Wegezwecke am Wochenende zei-

gen ein anderes Bild. Am Wochenende 

sind die Hauptwegezwecke der Nieder-

österreicherinnen und der Niederös-

terreicher die Freizeit.

„Der Freizeitverkehr wird in der Schweiz 
immer wichtiger. In der Schweizer Ver-
kehrserhebung zeigen sich dabei keine 
signifikanten geschlechtsspezifischen 
Unterschiede, was den Schluss zulässt, 
dass viele Wege im Freizeitverkehr von 
Familien und Paaren gemeinsam ge-
macht werden.“ 
(Anja Simma, Bundesamt für Raument-
wicklung, Bern, Schweiz)

3.2.7. Verkehrsmittelwahl von 
Frauen und Männern

Die verfügbaren Verkehrsmittel wie 

das Auto, öffentliche Verkehrsmittel, 

das Fahrrad und auch die eigenen Füße 

haben entscheidenden Einfluss auf die 

Mobilität von Menschen. 

Hinter dem Begriff Modal Split verbirgt 

sich die Kenngröße zur Aufteilung des 

Verkehrs auf verschiedene Verkehrs-

mittel. Im Personenverkehr wird das 

Verhältnis zwischen motorisiertem In-

dividualverkehr (MIV) und öffentlichem 

Verkehr (ÖV) als „klassischer“ Modal 

Split bezeichnet. Im sogenannten „er-

weiterten“ Modal Split werden die ver-

schiedenen Verkehrsmittel bzw. Fort-

bewegungsarten, wie zu Fuß gehen, 

Fahrrad, motorisiertes Zweirad, Pkw 

als LenkerIn, Pkw als MitfahrerIn erho-

ben. Durch den erweiterten Modal Split 

kommt die Bedeutung des nichtmotori-

sierten Verkehrs in den Blick und wird 

die Voraussetzung für umweltverträg-

liche Verkehrskonzepte geschaffen. 

Abb. 22

Die Wegezwecke am Wochenende der 

NiederösterreicherInnen

Am Wochenende werden fast ausschließ-

lich Freizeitwege zurückgelegt - und 

zwar nahezu gleichermaßen von Frauen 

und Männern.

Wegezwecke Wochenende

Angaben in %

Arbeitsplatz

dienstlich/geschäftlich

Ausbildung

Bringen/Holen von Personen

private Erledigung

Einkauf

Freizeit

Sonstiges

Männer 

Frauen

4
3

2
2

0
1

6
5

7
7

3
5

77
76

1
1
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Untersuchungen des VCÖ aus den 1990er 

Jahren (VCÖ: 1996) haben ergeben, dass 

österreichweit Frauen rund die Hälfte ih-

rer Wege nicht motorisiert zurücklegen, 

Männer hingegen nicht einmal ein Drittel. 

Frauen sind bei allen umweltschonenden 

Verkehrsmitteln (Gehen, Fahrrad, Öffent-

liche Verkehrsmittel) überrepräsentiert. 

Beim PKW drehen sich die Verhältnisse 

um. Zwei Drittel der Männer legen ihrer 

Wege mit dem PKW zurück, Frauen hin-

gegen nur knapp zur Hälfte. 

Die Befragung in Niederösterreich von 

2003 zeigt, dass die Niederösterrei-

cherInnen grundsätzlich ihre Wege 

werktags mehr mit dem motorisiertem 

Individualverkehr (MIV) als im Um-

weltverbund (Fuß, Rad, Öffentlicher 

Verkehr) zurücklegen. Werktags legen 

Frauen 41 % ihrer Wege umweltscho-

nend zurück, Männer legen 35 % ihrer 

Wege zu Fuß, mit dem Rad oder öffent-

lichem Verkehr (ÖV) zurück. 

Wie sich aus dem Vergleich der Zahlen 

ersehen lässt, geht die Tendenz ein-

deutig in Richtung motorisierter Indivi-

dualverkehr (MIV). 

Foto 24 (links):
Mehr Männer als 

Frauen sind mit dem 
motorisierten Individu-

alverkehr unterwegs.

Foto 25 (rechts): 
Werktags legen vor 

allem mehr Frauen ihre 
Wege im Umweltver-

bund zurück.

Abb. 23

Der werktägliche Modal Split der Nieder-

österreicherInnen

Mehr Niederösterreicher sind mit dem 

Motorisierten Individualverkehr unter-

wegs. Mehr Niederösterreicherinnen sind 

im Umweltverbund unterwegs.

Modal Split – werktags

Angaben in %

MIV

Umweltverbund

Männer 

Frauen

65

59

35

41
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Werktags gehen 21 % der Frauen in 

Niederösterreich zu Fuß, hingegen nur 

15 % der Männer. Wie in den 1990-er 

Jahren legen 65 % der Männer ihrer 

Wege mit dem PKW zurück, hingegen 

59 % der Frauen.

Die geschlechtsspezifischen Unterschie-

de bei der Mobilität im Umweltverbund 

kommen, wie die Abbildung 24 zeigt, 

ausschließlich durch die vermehrten 

Fußwege von Frauen zustande, denn so-

wohl bei der Nutzung des Fahrrads als 

Abb. 24

Der werktägliche Modal Split im Detail

Männer sind zumeist Lenker des Motori-

sierten Individualverkehrs. Den Öffentli-

chen Verkehr nutzen Frauen und Männer 

gleichermaßen.

Foto 26:
Der Umweltverbund 
punktet werktags.

Modal Split – werktags

Angaben in %

Fuß

Rad

MIV-LenkerIn

MIV-MitfahrerIn

ÖV

Männer 

Frauen

15

21

7

7

57

44

8

15

13

13
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auch beim Öffentlichen Verkehr gibt es 

keine Unterschiede zwischen Frauen und 

Männern. Hier zeigen sich wieder die in 

unserer Gesellschaft wirkenden Rol-

lenbilder: Männer fahren mit dem Auto, 

Frauen „werden gefahren“. Die kurzen 

Fußwege sind mehrheitlich Frauenwege.

Am Wochenende stellt sich die Ver-

kehrsmittelwahl der Niederösterrei-

cherInnen anders dar. Insgesamt sind 

mehr Menschen mit dem MIV (motori-

sierter Individualverkehr) unterwegs 

- nämlich 70 % der Männer und 66 % 

der Frauen.

Abb. 25

Der Modal Split am Wochenende 

der NiederösterreicherInnen

Abb. 26

Modal Split am Wochenende im Detail 

Insbesondere bei der Nutzung des 

motorisierten Individualverkehrs am 

Wochenende zeigen sich deutliche 

geschlechtsspezifische Unterschiede. Die 

Lenkerinnen werden zu 

Beifahrerinnen. 

Modal Split – Wochenende

Angaben in %
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Umweltverbund

Männer 

Frauen
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30
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Modal Split – Wochenende
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Am Wochenende sind 55 % der Män-

ner als MIV-Lenker unterwegs und 44 

% der Frauen fahren im MIV mit. 

Am Wochenende wird in Niederöster-

reich im Vergleich zu den Werktagen 

mehr zu Fuß gegangen, weniger mit 

dem Rad gefahren. 

3.3. Resümee der Mobilitätserhebung aus der 
Genderperspektive

Foto 27:
Am Wochenende wird 
mehr zu Fuß gegangen 
als während der 
Arbeitswoche.

*  Die Mehrzahl der Männer ist Vollzeit 

erwerbstätig. 

*  Es sind viel mehr Frauen als Männer 

Teilzeit erwerbstätig und Frauen sind 

fast ausschließlich für den Haushalt 

verantwortlich.

*  Je jünger die Niederösterreicher-

Innen, desto ausgeglichener ist das 

Verhältnis des Führerscheinbesitzes 

zwischen Frauen und Männern.

*  Wenn ein Ein-Personen Haushalt ein 

Auto hat, dann sind es fast ausgewo-

gen Ein-Mann- bzw. Ein-Frau-Haus-

halte.

*  Frauen und Männer sind von der An-

zahl der Wege her gleich mobil.

*  Männer legen längere Wege zurück 

als Frauen.

*  Der ÖV wird von Frauen und Männern 

gleichermaßen benutzt.

*  Insgesamt gesehen sind Frauen und 

Männer mehr mit dem MIV unter-

wegs als im Umweltverbund.

*  Frauen nutzen den Umweltverbund 

mehr als Männer. 

*  Der Hauptwegezweck von Männern 

ist Arbeitsplatz/dienstlich (40 %).

*  Die Hauptwegezwecke von Frauen 

sind Arbeitsplatz/dienstlich - Einkauf 

- Freizeit (21 % bis 23 %).

*  Der überwiegende Teil aller werktags 

zurückgelegten Wege beginnt oder 

endet zu Hause.

Foto 28: 
Der öffentliche Verkehr 
wird von Frauen und 
Männern gleichermaßen 
genutzt.  
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„Auch viele kleine Schritte können zu ei-
ner Verbesserung führen; es sind nicht 
immer die großen Projekte notwendig.“ 
(Karla Tschofen, Büro für Zukunftsfra-
gen, Land Vorarlberg)

Diese „vielen kleinen Schritte“ spie-

geln sich auch in den Ergebnissen der 

Recherche zu good practice Beispie-

len im Bereich Gender Mainstreaming 

und Mobilität wider. Die Recherche 

erstreckte sich auf Österreich und die 

deutschsprachigen Nachbarländer 

Deutschland, Schweiz und Südtirol. 

Es zeigte sich, dass es aktuell noch 

kein umgesetztes Beispiel gibt, bei 

dem die - neue - Strategie Gender 

Mainstreaming eine maßgebliche Rolle 

im Projektverlauf sowie bei der Umset-

zung spielte.

Es gibt unterschiedliche Ansätze, ge-

schlechtsspezifische Unterschiede in 

die Verkehrsplanung zu integrieren, 

allerdings noch nicht in einem umfas-

senden Ausmaß im Sinne der Strategie 

Gender Mainstreaming. Diese Inte-

gration passiert meist aufbauend auf 

Frauenförderpläne, auf Betreiben von 

Gleichbehandlungsstellen und über 

Debatten zur sicheren Nutzung des öf-

fentlichen Raumes sowie über Diskus-

sionen um nachhaltiges Mobilitätsma-

nagement.

Die Forcierung von Gender Mainstre-

aming und Frauenförderung als dua-

ler Ansatz ist in der Verkehrsplanung 

ebenso wie in anderen Bereichen der 

Politik und Verwaltung von großer Be-

deutung. Bisherige Projekte (so auch 

die vorgestellten) sollten vor allem die 

Mobilitätschancen von Frauen - und 

auch anderen aktuell benachteiligten 

Gesellschaftsgruppen - verbessern. 

Diese Verbesserungen sind flächende-

ckend noch nicht eingetreten - die Her-

stellung von Chancengleichheit in der 

Mobilität muss also das Ziel bleiben. 

Derzeit gilt nach wie vor die Prämisse 

Ungleichheiten auszugleichen, um glei-

chen Chancen für Frauen und Männer, 

Mädchen und Burschen zu erhalten. 

Die im folgenden vorgestellten Pro-

jekte sollen zeigen, welche Ideen es 

international gibt. Sie zeigen, auf wel-

chen Ebenen geschlechtsspezifische 

Aspekte in die Arbeit von Verkehrspla-

nerInnen, WissenschafterInnen, Ver-

waltungsbeamtInnen und vielen mehr, 

die mit Mobilität und Verkehr arbeiten, 

Eingang finden können. 

4good practice beispiele - 
mobilität und gender 
mainstreaming 
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Ausgangssituation
Im Zentrum der Berner Innenstadt ge-

legen und an die historische Altstadt, 

ein UNESCO-Weltkulturerbe, angren-

zend, nimmt der Bahnhof Bern in der 

heutigen Stadtstruktur einen gewich-

tigen Platz ein. 200.000 Personen 

bewegen sich jeden Tag auf und unter-

halb des Bahnhofplatzes und 26.000 

Motorfahrzeuge queren ihn täglich. Die 

aktuelle Ausgestaltung des Platzes be-

schränkt sich auf ein mehr schlecht als 

recht funktionierendes Nebeneinander 

verschiedenster Nutzungen und wird 

dem historischen und stadträumlich 

wertvollen Ort in keiner Weise gerecht. 

Die Christoffelunterführung (unterirdi-

sche Verbindung vom Bahnhofgebäu-

de Richtung Loeb und Innenstadt) ist 

baulich und bezüglich Orientierung in 

einem desolaten Zustand. Ebenso sa-

nierungsbedürftig sind die Tramgleise 

auf dem Bahnhofplatz. 

Im Jahr 2008 sollen der neu gestaltete 

Bahnhofplatz und die sanierte Unter-

führung in Betrieb genommen werden. 

An der Ausarbeitung des Projekts ist 

eine politisch eingesetzte Fachfrauen-

gruppe beteiligt: ein Novum in der von 

Männer dominierten Planungswelt. 

4.1. Bahnhofplatz Bern – Fachfrauen gestalten mit
ZUGUMZUG entsteht der neue Bahnhof Bern, Schweiz

Foto 29 :
Bahnhofplatz Bern
Der Bahnhofplatz heute: 
ein Durchfahrtsort 
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Abb. 27 

Unter dem „Baldachin“ umsteigen, 

verweilen, sich treffen

Abb. 28

Situationsplan

Die rechtwinklige Führung des Verkehrs 

schafft Platz für die FußgängerInnen.
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Masterplan Bahnhof Bern
Bereits Ende der 1980er Jahre werden 

in und um den Bahnhof Bern (Baujahr 

1974) große bauliche, betriebliche und 

gestalterische Mängel beanstandet. 

Dies führt dazu, dass 1989 ein Studi-

enauftrag zur Umgestaltung des Bahn-

hofareals in Auftrag gegeben wird. Die 

Resultate werden zu einem Richtplan 

mit Maßnahmenblättern, dem Master-

plan Bahnhof Bern, weiterentwickelt. 

Einzelne Bausteine dieses Master-

plans, der unter dem Motto „ZUGUM-

ZUG entsteht der neue Bahnhof Bern“ 

in die Öffentlichkeit getragen wird, sind 

heute bereits umgesetzt: beispiels-

weise die Sanierung des Bahnhofge-

bäudes, die Nordhalle, die Sanierung 

der Parkterrasse und - zurzeit im Bau 

- der neue Perronzugang West. Einer 

der wichtigsten Bausteine des Mas-

terplans, die weitgehende Befreiung 

des Bahnhofplatzes vom motorisierten 

Individualverkehr MIV, sollte mit dem 

Projekt „Schanzentunnel“ umgesetzt 

werden. Dieses Projekt wird allerdings 

in der Volksabstimmung von 1997 ab-

gelehnt. Bereits im Rahmen des Mas-

terplans Bahnhof Bern wirkt eine Be-

gleitgruppe von Fachfrauen mit. Diese 

Begleitgruppe ist jedoch nicht in die 

Projektorganisation integriert, sondern 

wird lediglich zu Stellungnahmen auf-

gefordert. Dieser Umstand erschwert 

die Arbeit und die Einflussmöglichkei-

ten der Fachfrauen beträchtlich.

Großes Dach – große Diskussion
Im Jahr 2001 findet für den Bahnhof-

platz ein Wettbewerb statt, welcher 

das Architekturbüro marchwell (Zürich) 

gewinnt. Prägendes gestalterisches 

Element darin ist ein großes, praktisch 

den ganzen Bahnhofplatz überdecken-

des Glasdach. Bereits bei der Präsen-

tation der Resultate des Wettbewerbs 

gehen die politischen Meinungen weit 

auseinander. Das Projekt ist in der Öf-

fentlichkeit stark umstritten. Bei der 

Behandlung des Planungskredites im 

Stadtparlament wird beschlossen, 

dass ein neues Projekt ausgearbeitet 

werden soll. Das Wettbewerbsprojekt 

ist somit gescheitert. Das Stadtparla-

ment beschließt zudem auf Antrag der 

Sozialdemokratischen Partei, dass das 

neue Projekt von Anfang an durch ei-

ne Fachfrauengruppe begleitet werden 

muss.

Die drei im Wettbewerb erstgereihten 

Architekturbüros marchwell (Zürich), 

BSR Architekten (Bern) und Atelier 5 

(Bern) werden als Planergemeinschaft 

mit der Ausarbeitung eines neuen Vor-

schlages beauftragt.

Nathalie Herren (Fachstelle Sicherheit 

im öffentlichen Raum, Stadtplanungs-

amt Bern) wird mit der Bildung und 

Leitung der Fachfrauengruppe beauf-

tragt. Die Fachfrauengruppe Bahnhof-

platz FFB setzt sich aus Expertinnen 

der Bereiche Planung, Architektur, Ver-

kehr und Gleichstellung zusammen. In 

einem ersten Schritt definiert die FFB 

für die Projektleitung die Kriterien und 

Grundsätze, die diesen zentralen und 

stark frequentierten öffentlichen Ort 

zu einem für alle PassantInnen gleich-

wertig benutzbaren Bereich machen 

sollen. Dies sind unter anderem Mitbe-

stimmung/Partizipation, Wegführung, 

Orientierung, Belebung, Licht, Material 

und Unterhalt (Erhaltung).
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Fachfrauengruppe als Teil der 
Bauherrschaft
Nach vier Monaten steht ein neues Vor-

projekt. Dieses wird unter der Federfüh-

rung des Tiefbauamts der Stadt Bern zu 

einem Bauprojekt weiterentwickelt. Ziel 

ist es, ein funktional, gestalterisch und 

finanziell mehrheitsfähiges Projekt für 

die Volksabstimmung des Baukredites 

im Frühjahr 2005 auszuarbeiten. Eine 

neue Projektorganisation wird erstellt, 

die den beteiligten Entscheidungsträ-

gerInnen und InteressenvertreterInnen 

einen angemessenen Platz zuweist. Die 

FFB ist im Organigramm im „Projekt-

team Bauherren“ platziert und somit 

gleichberechtigte Partnerin wie z.B. 

die Verkehrsbetriebe der Stadt Bern 

BERNMOBIL oder die Liegenschafts-

verwaltung der Stadt Bern.

Die FFB ist als Teil der Bauherrschaft 

direkt in die inhaltliche Diskussion und 

Entwicklung des Projektes involviert. 

Zudem besitzt sie einen politischen 

Auftrag, was ihrer Stellung innerhalb 

des Projekts einiges an Gewicht ver-

leiht, da sie nicht, was Bauherrschaf-

ten sonst auszeichnet, über die Eigen-

tumsrechte und finanziellen Mittel der 

Sache verfügt. In den alle zwei Wochen 

stattfindenden Projektsitzungen sind 

in der Regel zwei Frauen der FFB ver-

treten. Durch das unermüdliche Mitdis-

kutieren und Einbringen ihrer Anliegen 

bei allen Themen des Verkehrs, der Ge-

staltung der Christoffelunterführung, 

den Auf-/Abgängen und der Platzge-

staltung weicht die der FFB anfänglich 

entgegengebrachte Skepsis und sie 

wird Schritt für Schritt als relevantes 

Projektmitglied akzeptiert und sogar 

geschätzt. Ein wichtiger Umstand ist 

dabei, dass sich Aussagen und Einga-

ben der einzelnen Frauen decken, ob-

wohl nicht immer dieselben Frauen an 

den Sitzungen teilnehmen. Auch wird 

von anderen Projektbeteiligten be-

merkt, dass „die Anliegen der Frauen 

eigentlich auch ihre“ Anliegen sind: 

eine attraktive und sichere Christoffel-

unterführung mit gut einsehbaren Ein- 

und Ausgängen ist auch für die Eigen-

tümerin/Vermieterin von Vorteil. 

Fazit
Die Arbeit und das frühzeitige Einbe-

ziehen der FFB innerhalb der Projek-

torganisation Bahnhofplatz Bern ha-

ben sich gelohnt. Es konnten Eingaben 

gemacht und Anpassungen erwirkt 

werden, die ohne den Einsatz der Fach-

frauengruppe zu unbefriedigenden Lö-

sungen geführt hätten. Zudem konnten 

durch den direkten Einbezug Vorurteile 

und Missverständnisse gegenüber der 

Thematik Sicherheit im öffentlichen 

Raum abgebaut werden. Die Kompe-

tenzen der Fachfrauen wurden sichtbar 

gemacht und nicht zuletzt konnten der 

Umgang und die Atmosphäre innerhalb 

der Projektgruppe (trotz des kleinen 

Frauenanteiles) positiv beeinflusst 

werden.

Diese Arbeit hat Pilotcharakter. In zu-

künftigen Projekten muss noch ein 

Schritt weiter gegangen und erreicht 

werden, dass die Fachfrauen, zusätz-

lich zur Arbeit im Projektteam, auch 

auf der Entscheidungsebene vertreten 

sind. Das Ziel ist klar, die Forderung alt: 

die ausgeglichene Beteiligung beider 

Geschlechter an allen Planungsprozes-

sen! Nur so kann erreicht werden, dass 

die Bedürfnisse aller Benutzenden 

gleichwertig und direkt in die Planung 

des öffentlichen Lebensraumes einflie-

ßen und umgesetzt werden.
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Weitere Informationen:

•  http://www.zugumzug.ch

• Flyer zum Projekt 

„ZUGUMZUG - 

Neuer Bahnhofplatz Bern“, 

Stand März 2004

• Dominique Plüss

Greyerzstrasse 34

CH 3013 Bern

Tel. +41 (0)31 333 34 58, 

imbild@tiscalinet.ch

• Nathalie Herren

Stadtplanungsamt Bern

Zieglerstrasse 62

CH 3007 Bern

Tel. +41 (0)31 321 70 50

nathalie.herren@bern.ch

Abb. 29

Folder „ZUGUMZUG - 

Neuer Bahnhofsplatz Bern“

4.2. Pedibus - Der Autobus auf Füßen 
Vergnügen und Sicherheit auf dem Schulweg
In verschiedenen Orten in der Schweiz

Der Pedibus hat keine Räder, sondern 

besteht aus Kindern, die in Begleitung 

ihrer Eltern auf dem Weg zur Schule 

sind. Unterwegs können sich ande-

re Kinder anschließen - sozusagen an 

„Haltestellen“. Für Kinder ist der ge-

meinsame Schulweg eine wichtige so-

ziale Lernerfahrung. 

Der „Autobus auf Füßen“ ist in den 

USA, Kanada und Großbritannien be-

reits weit verbreitet und wurde 1998 

durch Eltern von Schulkindern in Lau-

sanne erstmals umgesetzt. 

Seit 2003 wird diese Initiative vom 

Verkehrsclub Schweiz (VCS) auf breiter 

Ebene lanciert:

Im Kanton Bern wurden sämtliche Kin-

dergärten und Schulen mit Informati-

onsbroschüren beschickt, um auf die 

Aktion aufmerksam zu machen und 

um viele Gemeinden, Schulen, Schüle-

rInnen und Eltern zum Mitmachen zu 

bewegen. 

In Biel wurde bereits der Pedibus initi-

iert: es wurde eine Pedibuslinie einge-
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richtet, die den kürzlich eingestellten 

Schulbus zum Teil ersetzen konnte

Im Rahmen der europäischen Mobili-

tätswoche 2004 wurde am 21.Septem-

ber 2004 ein Tag „zu Fuß zur Schu-

le“ veranstaltet, um das Bewusstsein 

für Kinder, die zu Fuß auf dem Weg 

zur Schule sind oder sein könnten, zu 

schaffen. Der Pedibus hat als Schwer-

punktthema eine wichtige Rolle einge-

nommen. Während der Mobilitätswoche 

wurden Formen der Zusammenarbeit 

vorgestellt und es bot sich die Möglich-

keit für Gemeinden und Elternvereine, 

die Zusammenarbeit zu beginnen. 

Warum ein Pedibus?
Viele Eltern stellen eine Zunahme der 

Verkehrsunsicherheit fest und bringen 

Kinder zunehmend mit dem Auto zur 

Schule - bis zu vier Fahrten werden 

täglich für Hol- und Bringdienste ge-

macht. Die Spirale dreht sich weiter: 

Es wird mehr Autoverkehr produziert, 

der es Kindern schwer macht, sich al-

leine zu Fuß zur Schule zu bewegen. 

Weniger Kinder gehen zu Fuß oder nut-

zen öffentliche Verkehrsmittel, was die 

Einstellung zahlreicher Schulbuslinien 

zur Folge hat. Gleichzeitig leiden im-

mer mehr Kinder an Haltungsschäden 

und Übergewicht auf Grund von Bewe-

gungsmangel.

Der Pedibus bietet neben einer gesel-

ligen Alternative für Kinder auch eine 

spürbare Entlastung für die Eltern - vor 

allem für jenes Elternteil, das bislang die 

Bring- und Holdienste verrichtet hat.

Voraussetzung für dieses Projekt ist die 

Gründung einer Gruppe von Eltern, die 

Interesse an einem sicheren Schulweg, 

der zu Fuß zu bewältigen ist, haben. Es 

wird ein obligatorischer Elternvertrag 

abgeschlossen, in dem die Namen der 

begleitenden Erwachsenen sowie die 

Wege festgehalten sind. Die Haftpflicht 

liegt bei den BegleiterInnen. In einem 

Kindervertrag wird von den Mädchen 

und Buben festgelegt, was auf dem 

Weg zur Schule erlaubt ist. 

Am Beginn steht ein Fest und es wird 

besonders betont, dass eine kontinu-

ierliche Teilnahme aller Beteiligten 

wichtig für das nachhaltige Gelingen 

des Projektes ist. 

Foto 30
Kinder warten an der 

Pedibus Station.

Foto 31
Pedibus Stationsschild
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Weitere Informationen:

*  Verkehrsclub Schweiz

Aarbergergasse 61

CH-3000 Bern 2

*  consulting@verkehrsclub.ch

Dieses Projekt passt ausgezeichnet in 

das Lokale-Agenda-21 Programm - so-

wohl aus ökologischen, aber auch aus 

sozialen Gesichtspunkten.

Fazit
Dieses Projekt dient vordergründig 

der Sicherheit von Kindern auf ihrem 

Schulweg. Dennoch wird die Geschlech-

terperspektive deutlich sichtbar: Es 

werden unterschiedliche Bedürfnisse 

von Frauen und Mädchen sowie Män-

nern und Burschen an den Straßenver-

kehr sichtbar. 

Nimmt man die hohe Zahl an täglichen 

Hol- und Bringdiensten, bringt das Pro-

jekt eine Entlastung für all jene Men-

schen, die diese Dienste leisten. Aktu-

elle Zahlen zeigen, dass meist Frauen 

diese Wege bewältigen. Es werden so-

mit tendenziell Frauen durch den Pedi-

bus entlastet.

4.3. In die Schule gehe ich alleine
Bozen, Südtirol, Italien

Foto 32
Sammelstelle des 
Pedibus

In der Stadt Bozen wurden und wer-

den zahlreiche Projekte lanciert, die 

die Themen „Raum“, „Mobilität“ und 

„Zeit“ verbinden. Auch hier wird die 

Kategorie „Geschlecht“ nicht explizit 

genannt, doch orientieren sich alle Pro-

jekte an den unterschiedlichen Alltagen 

von Frauen und Männern. Es gibt zahl-

reiche Pilotprojekte für „mehr Qualität 

von Raum und Zeit in der Stadt“. Die 

Projekte umfassen Ladenöffnungszei-

ten, Mobilitätsabkommen für die Ge-

werbezone Bozen Süd sowie zahlreiche 

Maßnahmen zur Schulwegsicherheit. 

Die Zuständigkeit für diese Projekte 

liegt seit 1990 bei den Bürgermeistern 

(Bozen hatte bis jetzt keine Bürger-

meisterin) und es gibt auch staatliche 

Rahmengesetze zur Förderung der 

Zeitpolitik (Turco-Gesetz). „Italien hat 

am 8. März 2000 ein Gesetz veröf-

fentlicht, welches die Gemeinden ver-

pflichtet, Lebenszeiten und Arbeitszei-

ten abzustimmen sowie Zeitbüros und 

Beiräte zur Zeitpolitik einzurichten.“ 

(Bonfiglioli, Sandra: 2000, 13) 

In Bozen wurden zahlreiche Arbeits-

tische („Runder Tisch“) mit dem Ziel 

gegründet, möglichst viele Beteiligte 

an diese Runden Tische zu bringen. 

Es nahmen unter anderem Unterneh-
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merInnen, VertreterInnen der Gewerk-

schaft und Körperschaften teil. Die 

Projektlaufzeit geht über mehrere Jah-

re und es wurden detaillierte Arbeits-

pläne ausgearbeitet. In Bozen finan-

ziert die Stadt den Prozess, wobei die 

Kosten aber bescheiden sind. 

„Eine zeitbewusste Stadt muss dem Mo-
bilitätsverhalten und den Mobilitätsbe-
dürfnissen aller gerecht werden (Frauen, 
Männer, Kinder, ältere Menschen, Stadt-
bewohnerInnen, BesucherInnen, ...).
Untersuchungen haben ergeben, dass 
•  Frauen im Allgemeinen mehr zu Fuß ge-

hen, mit dem Fahrrad fahren und mehr 
öffentliche Verkehrsmittel benützen,

•  Frauen in gehobenen Positionen mehr 
oder weniger wie die Männer mit dem 
Auto zur Arbeit fahren,

•  Frauen das Auto besonders zum Ein-
kaufen und – aus Sicherheitsgründen –
am Abend verwenden,

•  Mütter, aufgrund der immer noch vor-
herrschenden Aufgabenverteilung, er-
hebliche Zeit für das Chauffieren der 
Kinder zu Betreuungspersonen und 
Betreuungseinrichtungen, in die Schu-
le und ganz besonders zu Freizeitan-
geboten aufwenden,

•  wenn der Familie nur ein Auto zur 
Verfügung steht, dies vor allem von 
den Männern beansprucht wird.“

(Ingeborg Bauer-Polo, Stadträtin Bozen)

„In die Schule gehe ich alleine“
Näher vorgestellt wird ein Beispiel, das 

dem Schweizer Pedibus ähnelt. Seit 

dem Jahr 1996 läuft ein Schulwegepro-

jekt unter dem Titel „In die Schule gehe 

ich alleine“. Dabei werden Maßnahmen 

gesetzt, die es Kindern ermöglichen, 

alleine (ohne Begleitung ihrer Eltern) in 

die Schule zu gehen.

Ausgegangen wird davon, dass viele El-

tern und Kinder verkehrsgestresst ihre 

alltäglichen Wege zurücklegen. Ein er-

höhtes Verkehrsaufkommen bringt Mo-

bilitätsprobleme rund um die Schulen, 

aber auch Zeitprobleme der Eltern, die 

ihre Kinder holen und bringen müssen. 

Dieser Probleme hat sich die Stadtver-

waltung Bozen angenommen. 

Begonnen wurde mit der Einführung von 

Verkehrserziehung in den Schulen, die 

von der Stadtpolizei angeboten wird.

Als erster Schritt wurden Stadtviertel-

pläne erstellt, um Schulwege von Kin-

dern darzustellen und nach sicheren 

Varianten zu suchen. Der zweite Schritt 

war die Ausbildung von SeniorInnen als 

SchülerlotsInnen, die die SchülerInnen 

sicher über die Straße begleiten oder 

auch an bestimmten Punkten treffen 

und zu ihren Schulen begleiten. Die Be-

gleiterInnen und SchülerInnen gehen zu 

Fuß zur Schule. In Bozen konnte durch-

gesetzt werden, dass zu bestimmten 

Zeiten – wie am Morgen – ein Autofahr-

verbot rund um die Schulen gilt. Damit 

sind die zu fußgehenden SchülerInnen 

weniger Gefährdungen durch die PKWs 

ausgesetzt. Der Prozentsatz an Schü-

lerInnen, die zu Fuß in die Schule ge-

hen, steigt von Jahr zu Jahr. 

Fazit
Das Bozner Beispiel zeigt deutlich, 

dass die Kategorie „Geschlecht“ in 

Planungs- und Verkehrsplanungsfra-

gen eine Wesentliche ist. Von Zeit- und 
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Weitere Informationen:

• Ingeborg Bauer Polo

ingeborg.bauer.

polo@gemeinde.bozen.it 

• Bonfiglioli, Sandra; 

Mareggi, Marco; 

Zedda, Roberto (Hg.) 

(2000): Stadt Bozen. 

Mobilitätspakt und Zeitleit-

plan. Eine europäische 

Perspektive, Collana 

dell‘Istituto Nazionale di 

Urbanistica, Anno VI, 

Bozen/Bolzano

Mobilitätsproblemen sind alle Menschen 

unterschiedlich betroffen. Die von der 

Gemeindeverwaltung Bozen getroffe-

nen Maßnahmen zielen somit auch auf 

die Aufhebung geschlechtsspezifischer 

Unterschiede durch baulich-räumliche 

Vorgaben ab. 

In Niederösterreich wäre die Umsetzung 

eines ähnlichen Beispieles in enger Ko-

operation und Zusammenarbeit von Ge-

meinde und Bezirkshauptmannschaft 

sowie Organisationen aus dem Bereich 

der Verkehrssicherheit (z. B. Kuratori-

um für Verkehrssicherheit) möglich.

„Wie für alle innovativen Gestaltungsan-
sätze muss man einen langen Atem ha-
ben und sich anfangs auch mit kleinen 
Schritten zufrieden geben, wenn man 
Zeiten verändern will.“ 
(Ingeborg Bauer-Polo, Stadträtin Bozen)

4.4. Belange von Frauen im Niedersächsischen 
Nahverkehrsgesetz und im Nahverkehrsplan Region 
Hannover
Niedersachsen, Deutschland

Seit Mitte der 1990er Jahre arbeitet 

Niedersachen in Deutschland auf un-

terschiedlichen Ebenen der Verkehrs-

planung daran, Frauenanliegen in die 

Gestaltung des ÖPNVs (öffentlicher Per-

sonennahverkehr) einzubringen. Aus-

gegangen wird dabei von der Tatsache, 

dass die Mobilität von Frauen immer 

noch unter ungünstigeren Vorausset-

zungen stattfindet. Die Herstellung 

von gleichwertigen Mobilitätschancen 

für Frauen und Männern ist ein Ziel der 

Nahverkehrsplanung in Niedersachsen.

Im niedersächischen Landesraumord-

nungsprogramm 1994 sind folgende 

Grundsätze festgeschrieben: „Der Ab-

bau ungleicher Lebensbedingungen 

von Frauen sollen durch geeignete 

raumstrukturelle Maßnahmen unter-

stützt werden.“ In der Verkehrsplanung 

soll vor allem den spezifischen Mobili-

täts- und Sicherheitsbedürfnissen von 

Frauen Rechnung getragen werden. Im 

1996 in Kraft getretenen Niedersächsi-

schen Nahverkehrsgesetz wird ein ÖP-

NV-spezifischer Grundsatz formuliert: 
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„Bei der Gestaltung von baulichen An-

lagen sowie beim Bedienungsangebot 

ist den Belangen von Frauen unbedingt 

Rechnung zu tragen.“ (vgl. Niedersäch-

sisches Ministerium für Frauen, Arbeit 

und Soziales: o.J., 5). 

Dieses Bekenntnis hat die Umsetzung 

zahlreicher Maßnahmen nach sich ge-

zogen. Einige davon sind im Folgenden 

näher vorgestellt.

Der Nahverkehrsplan

Der Nahverkehrsplan ist ein neues Pla-

nungsinstrument, das im Rahmen der 

Regionalisierung des Öffentlichen Per-

sonennahverkehrs (ÖPNV) mit der Ver-

abschiedung des Landes-Nahverkehrs-

gesetzes eingeführt wurde. Die Träger 

des ÖPNV (Landkreise oder Regionen) 

sind verpflichtet, Nahverkehrspläne 

aufzustellen, die dann die maßgebliche 

Grundlage für die Gestaltung und Fi-

nanzierung des ÖPNV darstellen. Nah-

verkehrspläne sind damit entscheiden-

de Weichenstellungen für die Frage, ob 

der Öffentliche Nahverkehr Frauenbe-

langen entspricht oder nicht. Es wurde 

deshalb vorgeschlagen, in Nahverkehr-

splänen folgendes vorzusehen: 

• Bestandsaufnahme mit geschlechts-

spezifischer Datenerhebung, frauen- 

und gleichstellungsorientierter Män-

gelanalyse, Nutzerinnen-Beteiligung 

und Fachfrauen-Beteiligung

• Zielformulierung mit Berücksichti-

gung des Versorgungs- und Freizeit-

verkehrs

• Maßnahmenentwicklung mit einem 

frauen- und gleichstellungsorientier-

ten Maßnahmenkatalog, Nutzerin-

nen-Beteiligung und Fachfrauen-Be-

teiligung

Es gab im Rahmen der Erstellung 

der bisherigen Nahverkehrspläne in 

Niedersachsen zahlreiche Partizipa-

tionsprojekte, bei denen Frauen als 

Expertinnen oder Nutzerinnen sich 

an Beteiligungswerkstätten, Runden 

Tischen und ähnlichen Initiativen be-

teiligt haben. So konnten Projekte zur 

Unterstützung der Mobilität von Frau-

en gestartet werden. 

Der Großraum Hannover

Im Großraum Hannover wurden weite-

re Maßnahmen zur Verbesserung der 

Chancengleichheit aller Verkehrsteil-

nehmerInnen ergriffen. Der Kommu-

nalverbund Großraum Hannover hat 

sich - im Unterschied zu den meisten 

verkehrsplanenden Institutionen - sehr 

früh zu seiner Verantwortung für ge-

schlechtergerechte Planung bekannt. 

Es wurde 1988 von der Verbandspitze 

und der Politik eine Gleichstellungsbe-

auftragte eingestellt, die vor allem in 

der fachlichen Arbeit tätig sein sollte. 

Die Aufgabe der Gleichstellungsbeauf-

tragten besteht in erster Linie darin, 

die Umsetzung des Gleichstellungsge-

botes im Bereich der fachlichen Aufga-

ben des Kommunalverbandes voranzu-

treiben.

Für folgende Fragen wurden Lösungen 

gesucht und Projekte umgesetzt. Die 

Bandbreite reicht dabei von der Ob-

jektplanung von Verkehrsanlagen über 

Konzepte zur Erhöhung der Sicherheit 

von Fahrgästen bis hin zum Nahver-

kehrsplan.

Abb. 30

Broschüre zum Öffentlichen 

Personennahverkehr aus Frauensicht, 

Niedersachsen
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Weitere Informationen:

•  Niedersächsisches Ministe-

rium für Soziales, Frauen, 

Familie und Gesundheit

Heinrich-Wilhelm-Kopf 

Platz 2 

D-30159 Hannover

pressestelle@ms.nieder-

sachsen.de

www.ms.niedersachsen.de

•  Niedersächsisches Ministe-

rium für Frauen, Arbeit und 

Soziales (o.J.): 

Weichenstellung – Frauen 

verändern den ÖPNV, 

Planung des öffentlichen 

Personennahverkehrs aus 

Frauensicht, Niedersachsen. 

•  Nahverkehrsplan 2003 

für die Region Hannover, 

Hannover 2003 

• Welche Frauenbelange gehören in 

den Nahverkehrsplan? 

• Wie können die Anliegen von Frau-

en in die Angebotslegung integriert 

werden? 

• Wie steigern wir das Sicherheitsge-

fühl der weiblichen Fahrgäste? 

In den Jahren 1996 bis 1998 wurde 

eine „Erreichbarkeitsanalyse aus Frau-

ensicht“ im Rahmen der Erarbeitung 

des Regionalbuskonzeptes erstellt. 

Zunächst führte die Referentin für 

Gleichstellungsfragen unter dem Motto 

„Frauenwege sichtbar machen“ in al-

len 20 Landkreiskommunen Gespräche 

mit Schlüsselpersonen. Die auf dieser 

Grundlage erstellte „Erreichbarkeits-

analyse aus Frauensicht“ verschaffte 

den Planenden eine systematische 

Bewertung des ÖPNV-Angebotes für 

Frauen mit unterschiedlichen Lebens-

situationen. Daraus wurden Leitfäden 

zur Neugestaltung von Haltestellen 

erwickelt und ein Arbeitskreis „Frauen-

interessen in Regional- und Struktur-

entwicklung“ installiert. Es ist wichtig 

festzuhalten, dass frauenbezogenes 

Fachwissen in der räumlichen Planung 

noch kein Allgemeinwissen ist und 

dass Fachfrauen in unterschiedlichen 

Planungsgremien einzubeziehen sind. 

Der Nahverkehrsplan der Region 

Hannover

Mit der Erstellung des Nahverkehrs-

planes 2003 Region Hannover wird 

die Verbindung zu Gender Mainstre-

aming geschaffen, da sich die Region 

Hannover zur Beachtung des Gender 

Mainstreaming Prinzips verpflichtet 

hat. In der Geschäftsordnung der Regi-

on Hannover ist die Gleichstellung von 

Frauen und Männern als durchgängiges 

Leitprinzip verankert und soll bei allen 

Maßnahmen der Region in ihren Berei-

chen gefördert werden.

Gender Mainstreaming ist somit auch 

eine der Leitlinien des Nahverkehrs-

plans und findet als Querschnittsthema 

Eingang und nicht nur durch die Formu-

lierung von Einzelzielen. Zurückgegrif-

fen werden kann beim Nahverkehrsplan 

auf unterschiedliche Analysen der letz-

ten Jahre zum Thema Frauenbelange, 

Mobilität, Nahverkehr. Die „Erreichbar-

keitsanalyse aus Frauensicht“ wurde im 

Rahmen des Nahverkehrsplanes aktua-

lisiert und zu einer „allgemeinen“ Er-

reichbarkeitsanalyse erweitert. Dabei 

wurde in den Kommunen die Erreich-

barkeit wesentlicher Infrastruktur-

einrichtungen überprüft und zahlreiche 

Maßnahmen abgeleitet. 
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4.5. Sicher mit Bus und Bahn unterwegs
Fahrgastsicherheit in der Region Hannover

Das Projekt „Sicher mit Bus und Bahn 

unterwegs“ ist eingebettet in zahlrei-

che frauenfördernde und gleichstel-

lungsorientierte Maßnahmen im Rah-

men des Nahverkehrsplanes für die 

Region Hannover. Ausgegangen wird 

dabei von der Thematik Gewalt im öf-

fentlichen Raum. Gewalt wirkt auch 

im ÖPNV. Eine negative Einschätzung 

der Sicherheit führt dazu, dass Fahr-

gäste die öffentlichen Verkehrsmittel 

weniger oder ungern nutzen oder auch 

ganz meiden.

Seit Ende 1999 arbeitet die Region 

Hannover auf Grundlage des Rahmen-

konzeptes „Sicher mit Bus und Bahn 

unterwegs“ an der Umsetzung folgen-

der Leitlinien: 

• Wohlbefinden erhöhen 

- „Wir wollen, dass Sie sich in un-

seren Stationen und Fahrzeugen 

wohl fühlen“ 

• Grenzverletzungen durch Zivil-

courage ahnden

-  Unsicherheit beginnt mit Grenz-

verletzungen wie Anstarren, Be-

leidigen oder Verfolgen. 

-  Grenzverletzungen beeinträchti-

gen das Wohlbefinden der Fahr-

gäste. 

- Deshalb sind Grenzverletzungen 

und unangenehme Begegnungen 

im öffentlichen Verkehr nicht 

erwünscht.

•  Handeln ermöglichen 

- Schulungen der FahrerInnen

- Sicherheitstechnik leicht zugäng-

lich und bedienbar gestalten 

- Verhaltensmöglichkeiten vermit-

teln 

- Fahrgäste und FahrerInnen ermu-

tigen, aktiv für sich und andere 

einzutreten

Abb. 31

Folder zum Projekt 

„Sicher mit Bus und Bahn unterwegs“

Foto 33/34
Sicher mit Bahn und Bus in 

der Region Hannover
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Anfang 2000 hat der Kommunalver-

band Großraum Hannover eine Projekt-

gruppe „Ziel:sicher“ eingesetzt, die in 

sechs Teilprojekten kurzfristige Maß-

nahmen realisiert und Vorgehenskon-

zepte entwickelt. 

Mit „Ziel:sicher“ hat das Thema Fahr-

gastsicherheit Öffentlichkeit bekommen: 

• Entwicklung des Folders „Sicher mit 

Bus & Bahn“ in Abstimmung mit der 

Polizei und Überprüfung der Zufrie-

denheit mit dem Folder.

• Gestaltung des Folders wurde nach 

Rückmeldungen von Fahrgästen und 

ExpertInnen modifiziert.

• Ein ExpertInnenkreis wurde einge-

richtet mit VertreterInnen von Ver-

kehrsunternehmen, Polizei, Jugend-

schutz und Präventionsverband.

• Offensive Informationen über Konzept 

und Angebote zum Thema Gewalt 

und Sicherheit

Es wurden eine Dachmarke entwickelt, 

ein Beschwerdemanagement eingerich-

tet, Qualitätsstandards erarbeitet, Ge-

waltpräventionsaktionen für Jugendli-

che sowie Kommunikations- und Kon-

flikttrainingsmodule für das Personal 

des ÖPNV umgesetzt und durchge-

führt. Zugleich erfolgte die Gestaltung 

der Haltestellen, so dass sich die Fahr-

gäste möglichst wohl fühlen. Bei neu- 

bzw. umgebauten Stationen gehört 

nun die Ausstattung mit Notruf-Info-

Säulen zum Standard.

Begleitende Projekte:
• BusbegleiterInnen: SchülerInnen un-

terstützen jüngere SchülerInnen –

lernen in Peergroups, also in der Grup-

pe mit Gleichaltrigen bzw. Gleichge-

stellten.

• Medium Film: Tipps für heikle Situati-

onen - gezeigt werden alltägliche ge-

walttätige Szenen. Dieser Film bietet 

keine Standardlösungen an, sondern 

soll anregen, aktiv eigene Lösungen 

im Umgang mit Gewalt im öffentli-

chen Raum zu finden. 

• „Ziel:mobil. Mädchen sicher unter-

wegs.“ Dieses Teilprojekt soll Mäd-

chen Mut machen, sich den ÖPNV 

anzueignen und geht auf die Sicher-

heitsbedürfnisse von Mädchen und 

jungen Frauen ein. 

Fazit
Es ist in Hannover gelungen, Sicher-

heit zum Thema für alle Fahrgäste zu 

machen. Die vorhandenen Instrumente 

(Sicherheitstechnik, Gewaltprävention) 

wurden in einen größeren Zusammen-

hang gestellt und es wurden zugleich 

neue Handlungsfelder und Instrumente 

entwickelt. Die Resonanz ist durchwegs 

positiv - von den Fahrgästen sowie von 

der Presse. 

In vielen gängigen Verkehrskonzepten 

wird der Sicherheitsaspekt als einzi-

ger Aspekt im Zusammenhang mit der 

Mobilität von Frauen diskutiert. Oft 

werden planerische Lösungen für so-

genannte „Angsträume“ - dunkle Hal-

testellen, schlecht beleuchtete Wege 

- gesucht und umgesetzt. Jedoch fehlt 

die Diskussion um die TäterInnen – 

denn es handelt sich dabei meist um 

männliche Gewalt gegen Frauen und 

Minderheiten im öffentlichen Raum, 

die ungeahndet bleibt.

Weitere Informationen:

• www.region-hannover.de

 Stichwort „Sicher mit 

Bus & Bahn“ - dort finden 

Sie eine Kurzfassung des 

Sicherheitskonzepts und 

Informationen über die 

Umsetzung. 

• Katja Striefler, Ansprech-

partnerin „Fahrgastsicher-

heit“ der Region Hannover

 katja.striefler@region-han-

nover.de
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4.6. Bedarfsgesteuerte Verkehrssysteme 
in Niederösterreich

Im Bereich des öffentlichen Verkehrs 

in Niederösterreich werden, als Er-

gänzung zum traditionellen Linien-

verkehr (Bus und Bahn), verstärkt 

bedarfsorientierte Verkehrsmittel 

wie Anrufsammeltaxis (AST) und Ruf-

busse eingerichtet. Erfahrungen mit 

niederösterreichischen Gemeinden 

zeigten, dass die Realisierung von An-

rufsammeltaxis oder Rufbussen nach 

Ausarbeitung eines Projektes letztend-

lich oft an fehlenden organisatorischen 

Möglichkeiten scheiterte. Die Einrich-

tungen für Disposition und Abrech-

nung für nur ein Projekt allein sprengt 

meist den vorgesehenen finanziellen 

Rahmen.

Um diese organisatorische und finan-

zielle Hürde zu erleichtern, hat das 

Land Niederösterreich daher eine lan-

desweite „Dispositionszentrale für 

bedarfsgesteuerte Verkehrssysteme“ 

eingerichtet, die eine effiziente Orga-

nisation, Disposition und Abrechnung 

der gemeinde- oder regionsspezifi-

schen Projekte zentral ermöglicht. 

Durch diese Serviceeinrichtung werden 

die einzelnen Gemeinden von hohen 

Overhead-Kosten befreit und somit die 

Realisierung von Projekten wesentlich 

erleichtert. Unter der landesweit ein-

heitlichen Ortstarifnummer 0 810/810 

278 (= 0810/810 AST) ist diese Zentra-

le erreichbar. Diese Zentrale wird von 

der Firma Ringo in Hollabrunn geführt 

und bietet allen Gemeinden Niederös-

terreichs die Möglichkeit, bedarfsge-

steuerte Verkehrssysteme einzuführen 

und in diese Zentrale einzugliedern.

Seit Inbetriebnahme der Zentrale wur-

den zahlreiche Anrufsammeltaxi-Sys-

teme, AST Wiener Neustadt, AST Ams-

tetten, AST Hollabrunn, AST Stockerau 

eingerichtet und weitere sind in Ausar-

beitung. 

Der Fahrgast ruft zur Bestellung seiner 

AST-Fahrt - egal ob AST Wiener Neu-

stadt, AST Amstetten, AST Hollabrunn, 

etc. - einfach die landesweite AST-

Nummer zum Ortstarif an. Die Kosten 

für die NÖ Dispositionszentrale wer-

den, als Service für die NÖ Gemeinden, 

zur Gänze vom Land NÖ getragen. 

Die Betriebskosten von Anrufsammel-

taxi-Projekten werden über das NÖ 

Nahverkehrsfinanzierungsprogramm 

gemäß Finanzkraftkopfquote der be-

treffenden Gemeinden, unter Einhal-

tung gewisser Förderkriterien, zwi-

schen 30 und 40 % gefördert. 

Abwicklung von AST-Fahrten
Allen AST-Systemen liegt immer eine 

Art Fahrplan zugrunde. Das heißt es 

kann nicht zu jedem beliebigen Zeit-

punkt ein AST bestellt werden, sondern 

nur zu den festgelegten Abfahrtszei-

ten. Diese Abfahrtszeiten werden von 

Land NÖ, VOR GmbH und Gemeinde(n) 

festgelegt.

Ein wesentlicher Vorteil des AST ge-

genüber dem Linienverkehr besteht 

darin, dass gleich viel oder sogar mehr 

Fahrten als im Linienverkehr angebo-

ten werden können, da die jeweilige 

Fahrt nur bei Vorliegen zumindest ei-
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ner Anmeldungen durchgeführt wird 

und somit auch nur für die durchge-

führten Fahrten Kosten anfallen. Auch 

ist der Komfort für den Fahrgast beim 

AST höher, da zwar ein Endpunkt der 

Fahrt eine Sammelstelle ist, der zweite 

Endpunkt jedoch eine beliebige Adres-

se sein kann. Somit können die Fahr-

gäste beispielsweise bei einer Sammel-

stelle einsteigen und direkt bei Ihrer 

Zieladresse aussteigen bzw. vor der 

Haustüre einsteigen und sich zu einer 

Sammelstelle bringen lassen.

Die AST-Fahrten sollen eine Ergänzung 

des bestehenden öffentlichen Verkehrs 

darstellen und können beispielsweise 

in „Fahrplanlöchern“, zu Tagesrand-

zeiten oder in peripheren Gebieten mit 

schlechter öffentlicher Verkehrsanbin-

dung eingesetzt werden.
 

• Kundin/Kunde ruft bei der landes-

weit einheitlichen Telefonnummer 

0818/810-278 (=0810/810-AST) zum 

Ortstarif an und bestellt ihre/seine 

Fahrt (zu einer der vorgegebenen 

Abfahrtszeiten) spätestens eine hal-

be Stunde vor Abfahrt.

• Firma Ringo sammelt die Aufträge.

• Nach Annahmeschluss (halbe Stunde 

vor Abfahrt) wird aus den Fahrtan-

meldungen die optimale Route er-

rechnet, um möglichst viele Fahrgäs-

te in einem Wagen zu transportieren, 

ohne den einzelnen Fahrgästen zu 

lange Wartezeiten zuzumuten. Wenn 

beispielsweise zu viele Personen für 

ein Fahrzeug angemeldet sind oder 

die Ein- und Ausstiegspunkte zu ver-

schieden sind, erfolgt die Aufteilung 

auf zwei Fahrzeuge.

• Die/der TaxifahrerIn bekommt den 

Fahrtauftrag von Ringo per E-Mail 

auf sein Endgerät (Nokia Communi-

cator, Blackberry, ...) und bestätigt 

die Annahme des Fahrtauftrages.

Firma Ringo stellt monatliche Abrech-

nungsunterlagen (aufgegliedert nach 

den beteiligten Verkehrsunternehmen, 

Wochen, Fahrten zu Vollpreis, Halb-

preis, wenn gewünscht auch die Kilo-

meter je Fahrt) zur Verfügung. Diese 

Abrechnungsunterlagen dienen der 

Gemeinde als Grundlage für die Ver-

rechnung mit dem Verkehrsunterneh-

men und zur Kontrolle der von den 

Verkehrsunternehmen vorgelegten Ab-

rechnungen.

Weitere Informationen:

•  www.noel.gv.at/Service/ru/

ru7/lvk/ast/ast.htm

• Sandra Hiller, 

Abteilung Gesamtverkehrs-

angelegenheiten, Land 

Niederösterreich, 

post.ru7@noel.gv.at
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Abb. 32 

Ablauf der Abwicklung von AST Fahrten

Abb. 33 

Angaben zu den Kundinnen und Kunden 

beim AST Hollabrunn

Deutlich mehr Frauen als Männer nutzen 

das Anrufsammeltaxi.

Abb fehlt

Wegzwecke – werktags

Angaben in %

Männer 

Frauen

18

82
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Die Recherche zu good practice Beispie-

len im Bereich Gender Mainstreaming 

und Mobilität wurde vom Büro Knoll

Szalai erarbeitet. Neben dem Internet 

wurden Fachpublikationen und Fach-

medien herangezogen sowie ExpertIn-

neninterviews durchgeführt. Die Aus-

wahl der Beispiele erfolgte auf Grund 

der fachlichen Einbettung der einzel-

nen Projekte, des Erfolgs und der Ak-

tualität.

Die vorgestellten good practice Bei-

spiele beschäftigen sich mit der Förde-

rung von Mobilitätschancen für Frauen 

und Mädchen, den Themen Sicherheit 

im öffentlichen Raum sowie im öffent-

lichen Verkehr, Sicherheit an Schul-

wegen und Begleitwegthematik. Die 

Erhöhung der Mobilitätschancen von 

SeniorInnen, Kindern und Jugendlichen 

und anderen Personen ohne eigenen 

PKW ist ebenso Thema. Alle vorgestell-

ten Projekte gehen auf die Problema-

tik der Zunahme des motorisierten 

Individualverkehrs ein und versuchen 

durch intelligentes Mobilitätsmanage-

ment andere Fortbewegungsarten zu 

forcieren. Dadurch wird deutlich, dass 

Mobilität mit dem Thema Zeit und Ver-

fügbarkeit über Zeit eng verknüpft ist. 

Begleitdienste und die Erschwerung 

von Fußwegen, die oft kürzer brauchen 

als Autofahrten, sowie die Verkehrssi-

cherheit von Kindern und Frauen, aber 

auch verstärkt von Männern (siehe 

Bahnhofsplatz Bern), sind Schwerpunk-

te vieler kommunaler Projekte.

Die good practice Beispiele zeigen, 

dass die Politik Voraussetzungen und 

Rahmenbedingungen für die Erhö-

hung von Mobilitätschancen für alle 

Menschen – Frauen und Männer, Mäd-

chen und Burschen – schaffen muss. 

Wie die Beispiele aus Niedersachsen 

und Bozen zeigen, sind kontinuierliche 

Zusammenarbeit unterschiedlicher Kör-

perschaften und Finanzierung von 

höchster Bedeutung. Die Diskussions-

prozesse dauern vielleicht länger, aber 

schaffen erfolgreichere Konzepte für 

eine gendergerechte Verkehrsplanung.

Der unterschiedliche Alltag von Frauen 

und Männer, Mädchen und Burschen 

und die daraus entstehenden Ansprü-

che an die Verkehrsplanung finden 

zunehmend Eingang in die Projekt-

gestaltung. Auf der Ebene der Pro-

grammplanung gibt es in Bozen, Bern 

und Niedersachsen erste Ansätze einer 

Implementierung von Gender Main-

streaming in den gesamten Verkehrs-

planungsablauf.

Abschließend lässt sich festhalten, 

dass es Ziel sein muss, auf politischer 

Ebene den Willen zur Implementierung 

von Gender Mainstreaming in die Ver-

kehrsplanung deutlich zu bekunden, 

damit es auf der Projektebene z. B. in 

den Gemeinden möglich ist, weitere 

Ideen für eine gendergerechte Ver-

kehrsplanung umzusetzen. 

4.7. Resümee der good practice Recherche
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Gender Mainstreaming als politische 

Strategie verfolgt einen Top-down An-

satz. Gender Mainstreaming betrifft 

politische Konzepte im Allgemeinen 

und zielt, wie in den vorhergehenden 

Kapiteln dargestellt, darauf ab, dass 

bei der Planung politischer Strategien 

die Interessen, Wertvorstellungen der 

Geschlechter berücksichtigt werden. 

Bei jedem (politischen) Handeln ist zu 

hinterfragen, welche Auswirkungen die 

geplante bzw. realisierte Politik auf die 

Erreichung des Zieles der Chancen-

gleichheit hat. 

Der Niederösterreichische Landtag hat 

in seiner Sitzung am 3. Oktober 2002 

eine Resolution zu Gender Mainstrea-

ming beschlossen. Bei allen Vorhaben, 

Aktivitäten und Maßnahmen sollen die 

unterschiedlichen Lebenssituationen, 

Anliegen, Bedürfnisse, Interessen, Pro-

bleme von Frauen und Männern ver-

stärkt einbezogen werden. 

Somit soll die Genderperspektive auch 

in die Verkehrsplanung des Landes 

Niederösterreich eingebracht werden. 

Diese Broschüre liefert dafür die in-

haltlichen Grundlagen zur Umsetzung 

auf den verschiedenen Ebenen. 

Im Zuge der Erstellung der vorliegen-

den Broschüre wurde im September 

2004 ein fünfstündiger Workshop zum 

Thema „Gender Mainstreaming und 

Mobilität in Niederösterreich“ veran-

staltet. Ziel des Workshops war es, die 

Strategie Gender Mainstreaming inner-

halb der Fachabteilungen des Landes 

NÖ bekannt(er) zu machen und die Ver-

bindung Gender und Verkehrsplanung 

auf der Fachebene aufzuzeigen. Die 

inhaltliche Konzeption des Workshops 

wurde vom Büro KnollSzalai und von 

„die umweltberatung“ in Absprache 

mit der Abteilung Gesamtverkehrsan-

gelegenheiten erstellt. Teilgenommen 

haben VertreterInnen von verschie-

denen Abteilungen des Amtes der NÖ 

Landesregierung, die im Bereich Ver-

kehr und Gender Mainstreaming ar-

beiten, VertreterInnen von Verkehrs-

verbund sowie MitarbeiterInnen von 

Planungsbüros.

Gab es zu Beginn des Workshops noch 

Unkenntnis bzw. Vorbehalte der Stra-

tegie Gender Mainstreaming gegenü-

ber, so wurde nach der Vermittlung von 

Gender Mainstreaming - Grundlagen 

und nach dem Herstellen von Zusam-

menhängen von Gender und Mobilität 

in drei Gruppen intensiv zu der Frage 

„Welche Rahmenbedingungen brau-

chen wir, um Gender Mainstreaming 

in der Verkehrsplanung umzusetzen?“ 

gearbeitet. 

Abgedeckt wurden alle Bereiche, in de-

nen das Land NÖ als Akteur tätig ist, 

das war verwaltungsintern, in der Zu-

sammenarbeit mit den Gemeinden und 

als Auftraggeber gemeinsam mit Pla-

nerInnen als AuftragnehmerInnen. 

Die TeilnehmerInnen erarbeiteten im 

Rahmen des Workshops konkrete Ideen, 

wie Gender Mainstreaming in der eige-

nen professionellen Arbeit eingebracht 

und umgesetzt werden kann.

5rahmenbedingungen, um 
gender mainstreaming 
in der verkehrsplanung 
umzusetzen
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In dieser Arbeitsgruppe wurde zu den 

internen Abläufen in der Verwaltung 

des Landes NÖ gearbeitet. Festge-

stellt wurde, dass in keinem der tech-

nischen Gremien und in keinem der 

verkehrsplanerischen Ausschüsse der-

zeit Frauen vertreten sind. Es wurde 

von den TeilnehmerInnen der Wunsch 

formuliert, dass in Zukunft bei der Be-

setzung bzw. Beschickung der Gremien 

und Ausschüsse darauf geachtet wer-

den soll, speziell Technikerinnen einzu-

beziehen. Um das zu erreichen, gilt es 

auch für die Personalpolitik, vermehrt 

Technikerinnen in der Verwaltung auf-

zunehmen.

Grundlegendes Wissen zu Gender Main-

streaming sollte in der Aus- und Wei-

terbildung von MitarbeiterInnen des 

Landes NÖ vermittelt werden, so sollte 

Gender Mainstreaming auch selbstver-

ständlicher Inhalt der Dienstprüfungs-

kurse sein. 

5.1. Verwaltung des Landes NÖ 

5.2. Zusammenarbeit zwischen Land NÖ und den 
Gemeinden 

In der Zusammenarbeit von Land NÖ 

und Gemeinden müssen die Schnitt-

stellen zwischen Raumordnung, Ver-

kehrsplanung und Straßenbau gefun-

den und definiert werden. An diesen 

Schnittstellen muss der Gender Main-

streaming-Prozess ansetzen, um als 

Querschnittsaufgabe tatsächlich er-

folgreich umgesetzt zu werden. Diese 

Schnittstellen müssen klar definiert 

und als Informationsplattform gestal-

tet werden. 

In den Planungsprozessen sind einfa-

che Mediationsverfahren, die die Pro-

zesse in den Gemeinden und zwischen 

Gemeinden, Landesverwaltung und 

ausführenden Stellen (Gruppe Stras-

se, Planungsbüros, ...) steuern, not-

wendig. Besonderes wichtig ist dabei 

die Partizipation, die Beteiligung, Teil-

nahme und Teilhabe von BürgerInnen, 

BewohnerInnen und NutzerInnen. Im 

Sinne von Gender Mainstreaming soll 

an dieser Stelle verstärkt auf die ge-

schlechtsspezifischen Bedürfnisse und 

Ansprüche geachtet werden.
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In dieser Arbeitsgruppe wurde betont, 

dass Gender Mainstreaming in den in-

haltlichen Vorgaben der verkehrspla-

nerischen Projekte verankert sein soll. 

Die vom Land NÖ beauftragten Pla-

nungsbüros müssen inhaltlich und auf 

das Projekt bezogen zu Gender Main-

streaming Stellung nehmen. Anhand 

eines noch zu entwickelnden Fragenka-

taloges kann die Verwaltung die Inhalte 

der Projekte auf Kriterien des Gender 

Mainstreaming prüfen und beurteilen.

Auch die Sachverständigen müssen 

dann verkehrsplanerische Projekte an-

hand eines noch zu entwickelnden Fra-

genkataloges auf Kriterien des Gender 

Mainstreaming prüfen.

Im Sinne der Evaluierung und Erfolgs-

kontrolle sollen ausgewählte umge-

setzte Projekte geprüft werden, ob und 

welche Veränderungen durch die Stra-

tegie Gender Mainstreaming bewirkt 

wurden.

Grundlegendes Wissen zu Gender Main-

streaming sollte auch in die Aus- und 

Weiterbildung der ZiviltechnikerInnen 

bzw. Beratenden IngenieurInnen ver-

pflichtend aufgenommen werden. Mit-

telfristiges Ziel ist es, Kriterien des 

Gender Mainstreaming auch in Richt-

linien und Verordnungen zur Verkehrs-

planung zu verankern. 

Foto 35
In Planungsprozessen 

ist die Genderperspekti-
ve zu berücksichtigen.

5.3. Zusammenarbeit von Land NÖ als Auftrag-
geber und PlanerInnen als AuftragnehmerInnen
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5.4. Ausblick

Gender Mainstreaming bedeutet immer 

gesellschaftliche Veränderungsprozes-

se in Richtung Chancengleichheit und 

Geschlechterdemokratie. Diese bedeu-

tenden und prägenden Veränderungs-

prozesse brauchen einerseits Zeit und 

andererseits viele AkteurInnen auf un-

terschiedlichen Ebenen.

Von ganz zentraler Bedeutung ist ein 

grundlegendes und fundiertes Wissen 

zu Gender und Gender Mainstreaming 

der handelnden Personen – sprich von 

den Menschen, die den Gender Main-

streaming-Prozess in Gang setzen, 

begleiten und steuern. Dieses Wissen 

kann mit Hilfe der Vermittlung durch 

GenderexpertInnen sowie mit Hilfe von 

Gender-Sensibilisierungsmaßnahmen, 

die auf allen Ebenen der Politik, Ver-

waltung, AuftragnehmerInnen etc. an-

setzen müssen, erlangt werden.

Wesentlich bei der Umsetzung von 

Gender Mainstreaming ist, dass sich 

die handelnden Personen mit den 

(eigenen) Geschlechterrollen und Ge-

schlechterzuschreibungen auseinander 

setzen. Nur so kann die Strategie Gen-

der Mainstreaming in die Köpfe der 

handelnden Personen gebracht wer-

den, die dann deren Umsetzung und da-

mit Veränderungsprozesse in Richtung 

Chancengleichheit und Geschlechter-

demokratie vorantreiben können. 

In der Erstellungsphase der vorliegen-

den Broschüre wurde bereits ein Dis-

kussionsprozess und ein Bewusstseins-

bildungsprozess innerhalb der Ver-

kehrsplanung in Niederösterreich ge-

startet. Die Zukunft wird weisen, in 

welcher Intensität der Prozess Gender 

Mainstreaming und Mobilität weiter 

voran getragen wird – Grundlagen wur-

den durch den Workshop und mit der 

vorliegenden Broschüre geschaffen. 
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